
aus .
politik 
und

geschickte

Beilage
zur 
wochen
Zeitung 
das Parlament

B6/73
10. Februar 1973

Ludwig Schulte

Abschreckung und Feindbild 
in der Phase 
der Entspannungspolitik

Winfried Böll

Entwicklungspolitik 
und administrative Praxis



Herausgegeben von der Bundeszentrale für politische Bildung, 
n 53 Bonn/Rhein, Berliner Freiheit 7.

Leitender Redakteur: Dr. Enno Bartels, Redaktionsmitglieder: 
 Paul Lang, Dr. Gerd Renken, Dipl.-Sozialwirt Klaus W. Wippermann.

Die Vertriebsabteilung der Wochenzeitung DAS PARLAMENT, 55 Trier, Fleisch-
straße 61—65, Tel. 06 51/4 80 71, nimmt entgegen:
— Nachforderungen der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte";
— Abonnementsbestellungen der Wochenzeitung DAS PARLAMENT einschließ-
lich Beilage zum Preise von DM 9,— vierteljährlich (einschließlich DM 0,47 Mehr-
wertsteuer) bei Postzustellung;
— Bestellungen von Sammelmappen für die Beilage zum Preis von DM 5,50 zu-
züglich Verpackungkosten, Portokosten und Mehrwertsteuer.

Die Veröffentlichungen in der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte" stellen 
keine Meinungsäußerung des Herausgebers dar; sie dienen lediglich der Unter-
richtung und Urteilsbildung.



Ludwig Schulte

Abschreckung und Feindbild in der Phase 
der Entspannungspolitik

Nach der erfolgreichen Beendigung der letzten 
SALT-Runde ist die Frage nach dem Sinn des 
Abschreckungssystems von brennender Aktua-
lität. Denn kaum war das SALT-Gespräch zwi-
schen der Sowjetunion und den Vereinigten 
Staaten mit einem ersten greifbaren Ergebnis 
abgeschlossen worden, forderte Nixon die 
Entwicklung neuer Waffensysteme und die 
Bewilligung der dazu gehörigen Geldmittel, 
damit der Frieden durch Abschreckung ge-
sichert werden könne. Auch Breschnew hatte 
nach zuverlässigen Berichten amerikanischer 
Diplomaten nach Beendigung der SALT-Ge-
spräche keinen Zweifel daran gelassen, daß er 
die Entwicklung jener Waffensysteme fortset-
zen werde, die von der SALT-Übereinkunft 
nicht betroffen werden. Somit dreht sich der 
Teufelskreis von Aktion und Reaktion weiter. 
Dies ruft die Kritiker auf den Plan, die das 
gesamte System der Abschreckung für frag-
würdig halten.

Die Hauptargumente der Kritiker lauten:

1 . Die Eigendynamik des Rüstungswettlaufes 
ist nicht zu bremsen. Selbst die Reduktion der 
Waffensysteme und Streitkräfte führt nicht zu 
einem durchschlagenden Erfolg, solange sich 
die politischen Wertpositionen und Ideologien 
nicht radikal verändern.

2 . Der Rüstungswettlauf bewirkt einen poli-
tischen Sog, der zur Intensivierung der Feind-
bilder ebenso führt wie zur Vergiftung der 
internationalen Atmosphäre. Dies aber wirkt 
der Veränderung politischer Wertpositionen 
und Ideologien im Sinne der Entspannung ent-
gegen.

Wenn man diese kritischen Thesen akzeptiert, 
folgt daraus das Fazit, daß für die Entspan-
nungspolitik in der Zukunft nichts Gutes zu 
erwarten ist. Sie kann am Ende nur in ein 
Fiasko münden.

Strategisch gesehen, führt Entspannung nach 
diesem kritischen Denkmodell nicht zum Frie-
den, sondern zu einer gewissen zeitlich be-
schränkten Stabilität. Die Instabilität der

Weltpolitik kann jedoch jederzeit wieder 
wachsen 1).

1) Vgl. H. Afheldt, Ch. Potyka, U. P. Reich, Ph. 
Sonntag, C. F. von Weizsäcker, Durch Kriegsver-
hütung zum Krieg?, München 1972, S. 94. Ähnlich 
argumentiert Dieter Senghaas, („Abschreckung ist 
.organisierte Friedlosigkeit' ") Abschreckung und 
Frieden, Frankfurt 1969, S. 5 f.
2) J. B. Wiesner hat als Vertreter des Gradualis-
mus schon in den 60er Jahren die Politik des all-
mählichen Abbaus von Furchtkomplexen und Miß-
trauen vorgeschlagen, die nach seiner Ansicht durch 
eine Kombination von Rüstungsbeschränkung und 
wirtschaftlich-technologischer Kooperation erreicht 
werden kann. Vgl. J. B. Wiesner, Umfassende 
Systeme der Rüstungsbeschränkung, in: Strategie 
der Abrüstung, hrsg. von Uwe Nerlich, Gütersloh 
1962, S. 219.

Dieser kritischen Grundposition, die heute von 
Vertretern der sogenannten kritischen Frie-
densforschung verfochten wird, steht eine 
andere Auffassung gegenüber, die sich folgen-
dermaßen kennzeichnen läßt: Entspannung 
führt zur allmählichen Veränderung der Wert-
positionen (Gradualismus), die der bisherigen 
Konfrontation zugrunde liegen, und mindert 
daher, trotz einer zum Teil weitergeführten 
Rüstung, die politischen Intentionen zur Droh-
politik und zur Aggression 2).

Diese politische Konzeption ist der theore-
tische überbau aller politischen Bemühungen, 
die Konfrontation zwischen Ost und West all-
mählich durch eine sich anbahnende und inten-
sivierende Kooperation zu überwinden. Nicht 
das Gleichgewicht der militärischen und poli-
tischen Kräfte zwischen den Kontrahenten soll 
den Frieden auf Dauer stabilisieren, sondern 
der Ausbau der Handelsbeziehungen, der Aus-

tausch von Menschen, Ideen und Kulturgütern 
jeder Art, also die Dynamik der Wechselbezie-
hungen zwischen den Völkern. Insofern steht 



diese Konzeption der Entspannung im Gegen-
satz zum Gleichgewichtsmodell, welches das 
politische Denken im 19. Jahrhundert bis in 
die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts be-

herrschte3). Eine Analyse des Gleichgewichts-
modells kann am ehesten die qualitativen Ver-
änderungen sichtbar machen, die mit der Ent-
spannungspolitik eingetreten sind.

3) Vgl. H. J. Morgenthau, Macht und Frieden, 
Gütersloh 1963, S. 145.
4) H. J. Morgenthau, a. a. O., S. 291.
5) Ebenda, S. 292.

6) Ebenda, S. 292.

I. Das Modell des Kräftegleichgewichts

Morgenthau nennt drei strukturelle Merkmale 
des Gleichgewichts der Kräfte:

1. Eine möglichst große Zahl einander gleich-
berechtigter Mächte, die sich im internatio-
nalen Interessenstreit befinden.

2. Eine ausgleichende Macht, die in den Aus-
einandersetzungen der Staaten regulierend 
wirkt.

3. Das Ausweichen nationaler Machtpolitik in 
die kolonialen Räume ).4

Für die kritische Untersuchung des Gleich-
gewichtsmodells sind die ersten beiden Merk-
male von besonderer Bedeutung.

Morgenthau geht davon aus, daß noch vor 
wenigen Generationen eine große Zahl von 
Akteuren auf der internationalen Bühne vor-
handen war, deren Zahl sich ständig reduziert 
hat. 900 souveräne Staaten sollen es am Ende 
des 30jährigen Krieges gewesen sein. Im Jahre 
1815 waren es dagegen nur noch 38 Staaten 
und bei Ausbruch des Zweiten Weltkrieges 
blieben acht Großmächte übrig, von denen sich 
zwei außerhalb Europas befanden: Öster-
reich, Deutschland, Frankreich, Großbritan-
nien, Italien, Japan, Rußland und die Ver-
einigten Staaten5). Wegen ihrer enormen 
Überlegenheit gegenüber den anderen Mäch-
ten übernahmen die Vereinigten Staaten und 
die Sowjetunion die Rolle der Supermächte.

Morgenthau ist der Ansicht, daß die Reduzie-
rung der Zahl der ,Spielteilnehmer' im inte

6

r-
nationalen Bereich zugleich einen „vermin-
dernden Effekt auf die Einwirkungen des 
Gleichgewichts der Kräfte" gehabt habe ). Er 
schreibt hierzu: „Diese Entwicklung entzog 

dem Gleichgewicht der Kräfte viel von seiner 
Flexibilität un

7

d Unsicherheit und, als Konse-
quenz dessen, seiner beschränkten Wirkung 
auf die aktiv am Machtkampf teilnehmenden 
Staaten." )

In der Begründung seiner These geht Morgen-
thau von der Vorstellung aus, daß eine grö-
ßere Zahl von erstrangigen Spielern, wie sie 
nach seiner Ansicht noch zwischen 1870 und 
1940 vorhanden war, einen Unsicherheitsfaktor 
bedeutete, der mäßigend auf das internatio-
nale Klima eingewirkt habe: „Unter solchen 
Umständen konnte kein Spielteilnehmer mit 
seinen Machtgelüsten sehr weit gehen, wenn 
er nicht der Unterstützung mindestens eines 
seiner Mitspieler sicher war. Und niemand 
konnte im allgemeinen dieser Unterstützung 
allzu sicher sein. Es gab eigentlich keinen Staat 
im 18. und 19. Jahrhundert, der nicht gezwun-
gen war, sich von einer vorgeschobenen Posi-
tion zurückzuziehen, wenn er nicht die diplo-
matische oder militärische Rückendeckung von 
anderen Staaten erhielt ... Je größer die Zahl 
der aktiven Spieler, um so größer ist die Zahl 
der Kombinationen und die Ungewißheit dar-
über, wie diese sich dann gegenüberstehen 
und über die Rolle, die die einzelnen Spieler 
tatsächlich darin spielen werden." 8)

Die grundlegende Voraussetzung Morgenthaus 
in diesem Gleichgewichtsmodell ist seine De-
finition der Macht, die er identifiziert mit den 
nationalen Interessen. Macht bedeutet hier bei 
Morgenthau die „Herrschaft von Menschen 
über Menschen". So verstanden, stoßen sich 
die Interessen der Nationen im Raum. Die 
internationale Politik wird zu einer Politik 
des Interessenausgleichs, der um so schwieri-
ger wird, je größer die Zahl der Akteure ist. 
Morgenthau führt eine quantitative Größe, 
nämlich die Anzahl der ,Spielteilnehmer', als 
Regulator in das internationale Spiel der

7) Ebenda.
8) Ebenda, S. 293.



Kräfte ein. Je größer die Zahl, desto größere 
Ungewißheit herrscht darüber, welche Rolle 
der einzelne Spieler tatsächlich spielen wird. 
Dabei ist die quantitative Größe nur Symbol 
eines irrationalen Faktors, nämlich der Un-
gewißheit aller über die Rolle der einzelnen 
Nationen.

Bei dieser Betrachtungsweise bleibt die außen-
politische Konstellation der Staaten außer Be-
tracht, die nicht durch die meßbare Zahl der 
Akteure, sondern nur qualitativ zu bestimmen 
ist durch Kennzeichnung der Prioritäten und 
politischen Ziele der Nationen. Diese qualita-
tive Analyse hat Morgenthau dadurch preis-
gegeben, daß er einseitig von der Zahl der 
Akteure ausgeht. Andererseits fehlt ihm auch 
der Zugang zu dieser qualitativen Analyse 
durch seine Definition des nationalen Inter-
esses, welches er als Bestreben der Nationen 
zur Machtausweitung kennzeichnet. Diese 
Machtausweitung als Faktor nationaler Außen-
politik läßt sich ebenfalls quantiativ bestim-
men: Erwerb von Kolonien, Aufbau von 
Rüstungen, Festigung der national-ökono-
mischen Basis etc. Insofern läßt sich sagen, 
daß das Gleichgewichtsmodell Morgenthaus 
auf quantitative Analysen zurückgeht.

Morgenthau wendet nun das Gleichgewichts-
modell auf die gegenwärtige Situation der 
Bipolarität der Mächte an, um es zu verifizie-
ren. Er kommt hierbei zu dem Schluß, daß 
politische Richtungswechsel zwar die eine 
Waagschale etwas h

9

eben und die andere ein 
wenig zum Sinken bringen könnten. „Aber 
diese Veränderungen konnten das Verhältnis 
der Waagschalen untereinander, das durch das 
Übergewicht der erstrangigen Staaten vorbe-
stimmt war, nicht aufheben." ) Für Morgen-
thau ist die Macht der Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion so überwältigend, daß sie 
das Gleichgewicht der Kräfte vorherbestim-
men. Dieses Gleichgewicht hat sich von einem 
multipolaren in ein bipolares System ver-
wandelt.

Der Versuch Morgenthaus, seine These zu 
verifizieren, stößt an dem Punkt auf entschei-
dende Schwierigkeiten, wo er die Rolle der 
kleineren Nationen im Kräftegleichgewicht 
näher zu kennzeichnen sucht. Es handelt sich 
um die „Have-nots", die Habenichtse der 
Weltpolitik, die weder über nukleare Rüstun-
gen noch über eine größere Anzahl von her-

9) Ebenda, S. 294. 

kömmlichen Divisionen verfügen. Für Morgen-
thau besteht eine Identität der Unfähigkeit, 
die Waagschale der Großen zum Sinken zu 
bringen, und des Mangels an politischer Bewe-
gungsfreiheit, die es den kleineren Nationen 
früher noch möglich machte, eine oft „entschei-
dende Rolle im Gleichgewicht der Kräfte zu 
spielen" 10 ). Für Morgenthau ist es sowohl für 
die Vereinigten Staaten wie auch für die 
Sowjetunion ohne Belang, de

11

n Abfall eines 
Alliierten zu verhindern, da dieser das Gleich-
gewicht der Kräfte nicht mehr stören kann. 
Diese These Morgenthaus ist jedoch die 
Probe aufs Exempel seiner Theorie. Denn die 
Invasion der Truppen des Warschauer Paktes 
in die CSSR hat deutlich gezeigt, daß im 
sozialistischen Lager der Abfall eines Satelli-
ten die ideologische und politische Geschlos-
senheit des Systems so sehr zu stören vermag, 
daß der Abfall nicht tatenlos hingenommen 
werden kann. Kräftemäßig ist die CSSR gegen-
über der Sowjetunion ein Zwerg. Aber ideolo-
gisch wächst sie zum Riesen durch ihr Bestre-
ben nach politischer und geistiger Selbständig-
keit. Ein solches Bestreben ist aber nicht quan-
titativ zu bestimmen, sondern nur qualitativ 
zu kennzeichnen, nämlich durch Analyse der 
ideologischen und politischen Prioritäten die-
ses Landes ).

Wenn man davon ausgeht, daß die nationalen 
Interessen nicht unbedingt identisch sind mit 
nationaler Machtpolitik, vielmehr die Möglich-
keit zur Kommunikation und Konsultation, ja 
zur politischen Integration offenlassen, so 
ergibt sich eine grundsätzlich andere Interpre-
tation internationaler Beziehungen, als sie in 
der Denkrichtung Morgenthaus vorherrscht.

Entspannung ist zwar zunächst auf den eigenen 
Nutzen der Nationen gerichtet, die sich von 
dem Fortschritt der Entspannung im Sinne der 
Konfliktentschärfung finanzielle Vorteile er-
hoffen (z. B. geringere Kosten für Rüstung), 
und durch Erarbeitung gemeinsamer Inter-
essenlagen in Wirtschaft, Technologie und 
Kultur Möglichkeiten der Zusammenarbeit zu 
entwickeln suchen, die der Durchsetzung 
nationaler Interessen dienen. Diese Entwick-
lung schließt jedoch nicht aus, daß ein Land 
mit seinen Kräften daran mitwirkt, daß die 
Interessen einer Nation oder einer Vielzahl 
von Staaten durchgesetzt werden können (z. B.

11) H. A. Kissinger hat wiederholt den Gedanken 
geäußert, daß das Zeitalter der Siegermächte zu 
Ende geht, vgl. Europaarchiv, 9/69, S. 324.
10) Ebenda.



in Fragen des Umweltschutzes), ohne daß in 
absehbarer Zukunft ein greifbarer Nutzen für 
die eigenen Interessen dabei herausspringt. 
Mögen hierbei auch Ambitionen des Prestiges 
und Rücksicht auf die öffentliche Meinung eine 
Rolle spielen, so wird jedenfalls im Zuge der-
artiger Entspannungspolitik nicht Macht ein-
gesetzt als Mittel zur Durchsetzung eigener 
nationaler Interessen; und die Stabilität für 
den Frieden wird nicht im Zeichen des Kräfte-
gleichgewichts gesucht, sondern vielmehr im 
Zeichen der Parallelschaltung gleicher oder 
ähnlich gerichteter Interessen, die sich nicht im 
Sinne des Gleichgewichtsmodells quantifizie-
ren lassen.

Die Grenzen des Gleichgewichtsmodells zeigen 
sich auch bei der Interpretation Morgenthaus 
zur „ausgleichenden Macht" in der Weltpolitik. 
Morgenthau spricht vom Verschwinden der 
ausgleichenden Macht. Großbritannien hat nach 
seiner Ansicht mehr als drei Jahrhunderte die 
ausgleichende Funktion im Gleichgewicht der 
Kräfte erfüllt. Doch der Machtzerfall Großbri-
tanniens hat seine Schlüsselposition im Gleich-
gewicht der Kräfte erschüttert. Heute sind 
zwei Giganten ausreichend, das Gleichgewicht 
aufrechtzuerhalten. Für eine dritte Macht oder 
dritt

12
e Kraft gibt es keine Chance mehr, „einen 

entscheidenden Einfluß auszuüben" ).  In die-
sem Zusammenhang kritisiert Morgenthau die 
Gedanken General de Gaulles über die Bedeu-
tung eines vereinten Europas als dritter Kraft. 
De Gaulle hatte am 28. Juli 1946 gesagt: „Es 
ist gewiß wahr, daß sich das Gesicht der Welt, 
wie es vor diesem 30jährigen Krieg war, in 
jeder Weise geändert hat. Vor einem Drittel 
Jahrhundert lebten wir in einem Universum, 
in dem es sechs oder acht großen, ungefähr 
gleichstarken Staaten, die mit Hilfe unter-
schiedlicher und komplizierter Abkommen an-
dere mit sich verbanden, gelang, überall ein 
Gleichgewicht zu errichten, in dem die weniger 
Mächtigen sich relativ garantiert fanden, wo 
das Völkerrecht anerkannt war, wo ein An-
greifer sich einem Bündnis moralischer und 
materieller Interessen gegenübergesehen 
hätte und wo die Strategie, im Hinblick auf 
zukünftige Konflikte begriffen und vorbereitet, 
nur schnelle und begrenzte Zerstörung ent-
hielt. Aber ein Wirbelsturm ist über uns hin-
weggefegt. Nun kann Bestandsaufnahme ge-
macht werden. Wenn wir den Zusammenbruch 
Deutschlands und Japans und die Schwächung

Europas in Betracht ziehen, halten Sowjet-
rußland und die Vereinigten Staaten allein den 
ersten Rang . .. Wer kann das Gleichgewicht 
zwischen den beiden neuen Welten wiederher-
stellen, wenn nicht die Alte Welt? Das alte 
Europa, das während

13

 so vieler Jahrhunderte 
die Welt geführt hat, kann das notwendige 
Element des Ausgleichs und des Verstehens in 
einer Welt, die zur Zweiteilung neigt, sein. . . 
Wenn es den Europäern gelingt, ihre Politik 
trotz jahrhundertealter Differenzen zu koordi-
nieren, wird ihr Gewicht globale Kraft haben, 
und ihre Einflüsse und Wirksamkeit mögen 
aufgrund ihrer eigenen Hilfsmittel und denen 
der beiden Territorien, die durch das Schicksal 
mit ihnen verbunden sind, weit verbreitet 
sein." )

Es ist deutlich, daß de Gaulles Gleichgewichts-
vorstellung von der gleichen Voraussetzung 
ausgeht wie Morgenthau, nämlich von der 
Identität nationaler Interessen und nationaler 
Machtpolitik. Es ist daher nur konsequent, 
wenn de Gaulle seine Gleichgewichtsvorstel-
lung unter den Gesichtspunkt französischer 
Führungsrolle stellt, um nicht zu sagen, fran-
zösischer Hegemonialpolitik. Denn die auf-
grund nuklearer Rüstung mächtigste Nation ist 
wegen ihrer nationalen Interessen nicht in der 
Lage, mit anderen, weniger mächtigen Na-
tionen die Macht und den Einfluß zu teilen.

Morgenthau geht in seiner Kritik an der 
de Gaulleschen Konzeption jedoch von einem 
anderen Gedanken aus. E

14

r stellt die These auf, 
„daß Großbritannien seinen wohltuenden Bei-
trag für Frieden und Stabilität nur deshalb 
leisten konnte, weil es geographisch abseits 
von den Zentren der Spannungen und Kon-
flikte lag" ).

Die europäischen Staaten sind demgegenüber 
nach Morgenthau nicht von den Konflikt-
zentren distanziert, sie bilden zugleich das 
Schlachtfeld und den Siegespreis in einem mög-
lichen Konflikt. Daher verfügen sie nicht über 
jene Distanz und Handlungsfreiheit, um eine 
„dritte Kraft" sein zu können.

Der Blick auf die letzten zwei Jahrzehnte zeigt 
jedoch, daß Europa eine längere konfliktfreie 
Epoche erlebt hat, und zwar aufgrund der Ver-
bundenheit Europas mit den Vereinigten Staa-
ten. Die Partnerschaft mit den USA, die im

12) A. a. O., S. 297.
13) Vgl. New York Times v. 29. 7. 1946, S. 1.
14) A. a. O., S. 298.



Bündnissystem der NATO zur Auswirkung 
kam, hat die Stabilisierung der Lage in Mittel-
europa zur Folge gehabt. Damit hat sich die 
Kriegsgefahr in Europa vermindert, um sich an 
die Ränder der Einflußbereiche der Großmächte 
zu verlagern: Nahost, Ferner Osten, Afrika etc. 
Europa hat weitreichende Interessen in diesen 
Gebieten, ohne jedoch bisher eine koordinierte 
Außenpolitik für diese Zonen gefunden zu 
haben. Die neutralisierende Wirkung der 
Großmächte als Folge ihrer Atomrüstung reicht 
bis in diese Räume hinein. Europa könnte als 
Ganzes hier eine wichtige ausgleichende, kon-
fliktsverhindernde Rolle spielen.

Diese Rolle wiederum paßt nicht in das Denk-
schema des Gleichgewichtsmodells hinein, da 
die Friedenssicherung in Mitteleuropa nicht 
ausschließlich mit dem Gleichgewicht verfüg-
barer

15

 militärischer Kräfte zusammenhängt, 
sondern das Zusammenwirken politischer, 
wirtschaftlicher und kultureller Kräfte zur 
Bewältigung von Aufgaben voraussetzt, die 
die nationalen Kapazitäten übersteigen (z. B. 
Lösung von Sicherheitsproblemen, von Fragen 
des Umweltschutzes, der technologischen Ent-
wicklung etc.) ).  Damit sind qualitative Ver-
änderungen eingeschlossen, die nicht in quan-
titativen Kategorien gedacht werden können.

II. Das prekäre Gleichgewicht

Es haben sich zwei grundsätzlich verschiedene 
Ansätze herausgebildet, die auf eine Über-
windung des gegenwärtig gültigen Abschrek-
kungssystems hin gerichtet sind. Nach der 
einen Richtung, die überwiegend kritisch das 
Abschreckungssystem beurteilt, führt das Ab-
schreckungsdenken sich selbst ad abs

16

urdum, 
da es voller Widersprüche ist und keine über-
zeugenden Strategien vorweisen kann. Das 
Abschreckungssystem wird daher als solches 
abgelehnt, ohne daß allerdings eine brauch-
bare Alternative angeboten wird. Vertreter 
dieser Richtung sind u. a. die Autoren des 
Buches „Durch Kriegsverhütung zum Krieg?" )  
und Dieter Senghaas in seinem Buch „Ab-
schreckung und Frieden".

Der andere Ansatz zur Überwindung des Ab-
schreckungssystems geht von der Möglichkeit 
aus, das Abschreckungssystem im Zuge einer 
politischen Umstrukturierung der internationa-
len Beziehungen zu transformieren. Vertreter 
dieser Richtung sind heute durchweg im Lager 
der Integrationsforschung angesiedelt sowie 
im Feld des Funktionalismus und Neofunk-
tionalismus.

Zu den Kritikern des Abschreckungssystems 
»gehört seit geraumer Zeit das Autorenteam 
des Max-Planck-Instituts zur Erforschung der 
Lebensbedingungen des wissenschaftlich-tech-
nischen Zeitalters, das unter Leitung von C. F. 

von Weizsäcker steht. Die Autoren H. Afheldt, 
Ch. Potyka, O. B. Reich und Ph. Sonntag haben 
die politische

17

n Aussagen des umfangreichen 
Bandes „Kriegsfolgen und Kriegsverhütung", 
den C. F. von Weizsäcker vor Jahresfrist her-
ausgab, in Taschenbuchformat veröffentlicht 
unter dem Titel „Durch Kriegsverhütung zum 
Krieg?" ).

Ziel dieser Veröffentlichung ist es, an die Öf-
fentlichkeit zu appellieren, die in der Phase 
der Entspannung offenbar von einer allgemei-
nen Kritikmüdigkeit gegenüber der Militär-
politik befangen ist. Die Autoren des Weiz-
säckerschen Buches wenden sich gegen die Eu-
phorie über den beschleunigten Wandel des in-
ternationalen Kräftegleichgewichts. Sie sehen 
keinen Anlaß, daß die gegenwärtig aufkei-
mende „Weltpolitik im Fünfeck" Stabilität er-
zeugt. Sie wenden sich gegen den Optimismus 
hinsichtlich Lebensdauer, Gutartigkeit, und 
Stabilität des weltweiten Abschreckungs-
systems. Der Kern des Inhalts des Buches liegt 
darin, vor den Gefahren der Eigendynamik 
militärisch-strategischen Denkens ebens

18

o zu 
warnen wie vor der Eigengesetzlichkeit des 
Rüstungswettlaufs ).

Für die Autoren des Weizsäckerschen Buches 
ist auch das Sicherheits-Weißbuch der Bundes-

15)  Vgl. auch Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 15/72 mit dem Beitrag C. F. von Weizsäckers: 
Durch Kriegsverhütung zum Krieg?
18) Vgl. Kriegsfolgen und Kriegsverhütung, hrsg. 
v. C. F. v. Weizsäcker, München, 1971 , S. 66.3

15) Vgl. Kapitel VII.
16) Vgl. Kapitel VI.



regierumg kein Tabu. Dieses Weißbuch ver-
stellt nach Auffassung der Autoren den Blick 
auf den weltweiten Aufrüstungsmechanis-
mus 19 ). Die Autoren glauben, daß die verteidi-
gungspolitische Realität den Realisten allmäh-
lich zu entgleiten droht. Geringfügige Korrek-
turen können das Problem nicht grundlegend 
verändern, sondern nur Änderungen der Ge-
samtstruktur der Außenpolitik.

19) Vgl. Durch Kriegsverhütung zum Krieg? S. 21 
u. 23.
20) A. a. O„ S. 26.
21) Vgl. W. Picht, Studien zur politischen und ge-
sellschaftlichen Situation der Bundeswehr, Witten 
und Berlin 1965, Erste Folge S. 21.

19) Vgl. Der Spiegel, Nr. 48, 1966.
23) Vgl. Ludwig Schulte, Militärischer Auftrag und 
soldatische Existenz, in: Wehrkunde, Juni 1967.
24) Durch Kriegsverhütung zum Krieg?, a. a. O., 
S. 24.
25) Ebenda.

Weil das Sicherheitsdenken der Öffentlichkeit 
sich scheinbar in der Vorstellung bewegt, daß 
die Kombination von Entspannung und Ab-
schreckung die verläßlichste Voraussetzung 
zur Friedenssicherung sei, möchten die Auto-
ren auf Fehlleistungen militärischer Strategien 
und deren Hintergründe hinweisen. So behaup-
tet C. F. von Weizsäcker in seinem Beitrag, die 
BRD sei mit konventionellen Waffen nicht zu 
verteidigen. In den Thesen Weizsäckers heißt 
es u. a.: „So enthüllt sich die NATO-Strategie 
als in sich selbst widersprechend. Sie hat in 
Europa nichts anzudrohen, das den Gegner 
zum Stehen brächte . .
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. Wir haben deshalb in 
unserer Studie die Strategie der flexiblen Re-
aktion eine Mystifikation genannt." )  Mit My-
stifikation meint Weizsäcker offensichtlich das 
Irreale und Illusionäre, das nach seiner Auf-
fassung der NATO-Doktrin anhaftet. Sein Ein-
wand gegenüber der Verteidigungsstrategie 
der NATO ist die These, daß jeder Krieg, auch 
der konventionelle, unaufhaltsam zur unbe-
grenzten Eskalation führt und damit zur ato-
maren Vernichtung der BRD.

Hier deckt sich Weizsäckers Kritik weitgehend 
mit der Kritik anderer Autoren, die schon in 
der Mitte der 60er Jahre ähnliche Gedanken 
äußerten. So schrieb Picht zum militärischen 
Auftrag der Bundeswehr: „Jeder Soldat weiß, 
daß er nicht mehr dazu da ist, den Krieg zu 
führen, sondern den Krieg zu verhindern. In 
dem Augenblick, wo er in die Lage käme, die 
Waffen, die er zu handhaben gelernt hat, an-
zuwenden, wäre der Zweck, für den er da ist, 
bereits verfehlt. . . . Tritt er hingegen in Funk
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-
tion, so ist alsbald schon der Zustand gegeben, 
da sich das Vaterland, das er schützen sollte, 
in eine atomar verseuchte Wüste verwandelt 
hat." )

Ähnlich urteilt Bonin in seinem Aufsatz „Die 
Schlacht von Kursk — ein Modell für die Ver-
teidigung der BRD" 22 ). Bonin glaubt, daß die 
gegenwärtig gültige NATO-Strategie fragwür-
dig sei, weil sie die BRD im Falle eines Krieges 
atomar zerstöre.

Picht unternimmt den Versuch, das Kriegsge-
schehen so zu rationalisieren, daß das unüber-
schaubare Risiko ausgeschaltet wird, weil er 
dieses für unmoralisch hält. Er berücksichtigt 
dabei nicht die Tatsache, daß unter den Bedin-
gungen des atomaren Zeitalters die Abschrek-
kung unwiderruflich mit der Tatsache ver-
knüpft ist, daß in jeder Phase des Kriegsge-
schehens das Risiko für den Gegner nicht vor-
hersehbar sein muß 23 ).

Auf ähnliche Weise argumentiert Weizsäcker: 
Da den Sowjets „die Möglichkeit bleibt, 
schwere Nuklearwaffen gegen Europa einzu-
setzen und dabei die USA zu verschonen, gibt 
es für den Westen keine untere Ebene, auf der 
ein Konflikt mit Gewißheit zum Stehen ge-
bracht werden könnte" 24). Und an anderer 
Stelle sagt er: „Man kann nicht ausschließen, 
daß ein wirklicher Krieg auf einer dieser frü-
heren Eskalationsstufen abgebrochen würde, 
aber wahrscheinlich machen kann man das 
ebensowenig." 25)

Dieser Einsicht kann man durchaus zustimmen, 
da es keine Garantie dafür gibt, ein Konflikt-
geschehen auf einer ganz bestimmten Eskala-
tionsstufe zu begrenzen. Daraus läßt sich 
aber nicht, wie Kritiker meinen, der Schluß 
ableiten, es sei politisch wie militärisch unver-
tretbar, dem Gegner ein unkalkulierbares Rei-
siko anzudrohen, weil darin die Drohung zur 
unbegrenzten Eskalation läge. Denn gerade 
diese Drohung ist das einzige verläßliche Mit-
tel, den Krieg überhaupt zu verhindern, und, 
falls er ausgebrochen ist, ihn in Grenzen 
zu halten. Es ist deswegen weder unlogisch 
noch militärisch vertretbar, die Abschreckung 
auch im militärischen Konfliktfall mit der poli-
tischen Bereitschaft zum Unkalkulierbaren Ri-
siko zu begründen. Die Einwände der Kritiker 
gegenüber der Strategie der flexiblen Reaktion 
können nichts als eine gewisse Wahrschein-
lichkeit für sich beanspruchen, indem sie die



unbegrenzte Steigerung der Eskalation nach 
Ausbruch der Feindseligkeiten behaupten. Von 
einer absoluten Geltung der These, der Krieg 

I führe zur unbegrenzten Eskalation, kann keine 
Rede sein. Das gibt auch Weizsäcker unum-
wunden zu.
Das entscheidende politische Gewicht der Ab-
schreckung kommt in der Tat dem unkalkulier-
baren Risiko zu, denn die Drohung mit dem 
Risiko rechnet mit den Interessen des Gegners, 
zu überleben und den Schaden möglichst gering 
zu halten. Dieses Interesse ist eine politische 
Realität, die auch im Kriegsfälle mäßigend auf 
die Kriegführung einwirken dürfte. Daß in 
den letzten 25 Jahren die Atomwaffen nicht 
eingesetzt worden sind, hat sicherlich mit die-
ser Realität zu tun. Warum sollte ihr im 
Kriegsfälle ein geringer Einfluß zukommen, um 
eine unbegrenzte Eskalation zu verhindern?

Für die Kritiker der Bundeswehr wie der 
NATO-Strategie der flexiblen Reaktion ist eine 
Verteidigung nur in einem sehr begrenzten 
Rahmen sinnvoll. Picht spricht von der Bereini-
gung von Grenzkonflikten und meint, daß nur 
ein Geplänkel mit einem sehr beschränkten 
Einsatz konventioneller Waffen noch als Ver-
teidigung angesprochen werden könnte. Weiz-
säcker ist der Ansicht, daß die Besitznahme 
des „Komplexes Wolfsburg" einen Konflikt-
fall darstellt, der mit den verfügbaren Ver-
teidigungskräften der BRD und der NATO .be-
reinigt' werden kann26 ). Für Weizsäcker gibt 
es in diesem beschränkten Fall die Möglich-
keit einer effektiven Verteidigung.

26) Vgl. Durch Kriegsverhütung zum Krieg?, a. a. O., 
S. 13.

27) A. a. O., S. 410.
28) Wolf Graf von Baudissin spricht auch von der 
Möglichkeit der Aushöhlung der Zweitschlagkapa-
zität, glaubt aber nicht, daß damit der strategische 
Vorteil für den Angreifer in einem Maße wachsen 
könnte, daß sich der Krieg wieder lohne. Denn 
gerade die Fortschritte der kooperativen Rüstungs-
planung suchen die destabilisierende Wirkung zu 
verhindern. Vgl. Wolf Graf von Baudissin, Koope-
rative Rüstungssteuerung, in: Information für die 
Truppe, 7/1972, S. 14.

Nach Ansicht der Kritiker schließt aber jede 
konventionelle Kriegführung, die über einen 
gewissen Rahmen hinausgeht, die Möglichkeit 
ein, daß der Mechanismus einer unbegrenzten 
Eskalation in Gang gesetzt wird. Gegenüber 
diesen kritischen Ansichten läßt sich einwen-
den, daß zunächst einmal die Grenzen nicht an-
gegeben werden können, wo konventionelle 
Kampfführung zu einer unbegrenzten Eskala-
tion führt. Andererseits ist es bemerkenswert, 
daß die Kritiker der NATO-Strategie zumin-
dest für einen begrenzten Verteidigungsfall 
die Möglichkeit einer effektiven Verteidigung 
annehmen.
Wenn es nun nicht sicher ist, daß eine be-
grenzte konventionelle Kriegführung notwen-
digerweise zur unbegrenzten Eskalation führt, 
so ist nicht einzusehen, daß Verteidigung 

nur in einem ganz bestimmten begrenzten 
Rahmen effektiv und sinnvoll sein kann. 
Afheldt übersieht in seiner Kritik an der 
NATO-Strategie die strategische Bedeutung 
der Abschreckung gerade auch für die Weg-
nahme von sogenannten „Faustpfändern". Es 
läßt sich fragen, warum die Sowjets sich den 
„Komplex Wolfsburg" in einem Handstreich 
sichern sollten, wenn sie damit rechnen müs-
sen, mit ausreichenden, wenn auch beschränk-
ten Kräften zurückgeschlagen zu werden? 
Wenn sie schon vor der unbegrenzten 
Eskalation abgeschreckt werden und anderer-
seits mit der Verteidigung der NATO im Falle 
Wolfsburg rechnen müssen, ergibt sich für sie 
keinen Grund, einen Angriff zu unternehmen. 
In der Tat liegt auch heute in einer Phase, die 
auf Entspannung hintendiert, der Sinn der Ab-
schreckung gerade darin, auch eine begrenzte 
Aggression denkbar unwahrscheinlich zu 
machen.
Der analytische Scharfsinn der Autoren der 
Weizsäcker-Studie konzentriert sich auf die 
Möglichkeiten und Wahrscheinlichkeiten, die 
zum Großen Krieg treiben. Die Prognose ist 
düster genug: Die technische Weiterentwick-
lung moderner Waffen bietet günstigenfalls 
die Aussicht, den jetzigen Sicherheitsgrad der 
Verhinderung eines Weltkrieges zu wahren. 
Andererseits enthält aber die jetzige Lage in 
der Entwicklung von ABM- und MIRV-Waffen-
Systemen eine Fülle von Möglichkeiten, den 
gegenwärtigen Zustand zu verschlechtern27 ). 
Diese Gefährdung der weltpolitischen Stabili-
tät betrifft nicht nur die hohen Eskalations-
stufen, sondern auch die unteren Ebenen der 
Eskalation, die für die Verteidigung Europas 
von großer Bedeutung sind.
Nach Afheldt und Sonntag könnte bei Fortset-
zung des Wettrüstens die Abschreckung ihren 
bisherigen politischen Stellenwert verlieren, 
nämlich die Sicherung vor Überraschungsan-
griffen zu garantieren durch die Fähigkeit zum 
zweiten Schlag28 ). Afheldt vertritt die Auffas-
sung, daß die Methoden der modernen Kriegs-
verhütung die Welt an den Rand eines neuen 



Krieges führen können. Unter diesen Voraus-
setzungen gibt es nach 
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Potyka keine „pflege-
leichte Mehrzweckstrategie" nach Art der 
„flexible response". Diese sei nichts als eine 
Mystifikation der gegebenen Strategien ).

Mit dieser These ist ein Einwand formuliert, 
der in massiver Form den politischen Sinn der 
Abschreckung gerade in der Phase der Entspan-
nungspolitik angreift und zur kritischen Re-
flexion herausfordert.

III. Rüstungswettlauf und Stabilität

Nach Afheldt und Sonntag könnte durch die 
Entwicklung von ABM- und MIRV-Waffen-
Systemen eine Lage entstehen, die der „be-
sorgniserregenden strategischen Lage" am 
Ende der 50er und beim Beginn der 60er Jahre 
gleicht, von der Schelling folgendes schreibt: 
„Die Prämisse, die meinem Standpunkt zu-
grunde liegt, ist, daß der Stand der gegenwär-
tigen Mi
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litärtechnik ein entscheidender Fak-
tor für die Wahrscheinlichkeit eines Krieges 
ist. Wir und die Russen sitzen in der Falle 
unserer Militärtechnik. Für die äußerst besorg-
niserregende strategische Lage ist allein die 
Entwicklung der Waffen in den letzten 15, 
besonders in den letzten 7 oder 8 Jahren ver-
antwortlich. Sie hat den Vorteil dessen, der im 
Falle eines Krieges den ersten Schlag führt, 
vergrößert. Sie hat die Zeit, die für die ent-
setzlichsten Entscheidungen zur Verfügung 
steht, unmenschlich zusammengepreßt . . ).

Bekanntlich denkt Schelling bei seiner Deu-
tung der strategischen Gesamtsituation insbe-
sondere daran, daß auf beiden Seiten der 
Großmächte eine gesicherte Zweitschlagkapa-
zität nicht vorhanden war.

Afheldt glaubt, daß eine ähnlich gefährliche 
Lage dadurch entstehen könnte, daß die Zweit-
schlagkapazität allmählich ausgehöhlt wird. 
Er ist der Meinung, daß es im Endeffekt das-
selbe bedeutet, ob keine Zweitschlagkapazität 
existiert oder ob auf beiden Seiten der Groß-
mächte diese Fähigkeit des vernichtenden Ver-
geltungsschlages Zug um Zug wirkungslos 
wird. Dies könnte dadurch eintreten, daß durch 
Vergrößerung der Treffgenauigkeit der Of-
fensivraketen allmählich die bisher unver-
wundbaren Counterforce-Raketen verwund-
bar werden. Damit ist das entscheidende 
Kriterium der Immunität offensiver Waffen 

nicht mehr gegeben, das nach Wiesner, einem 
der Berater Präsident Kennedys, die strate-
gische Grundlage der Vergeltungskapazität 
bildet: „Systeme der stabilen Abschreckung 
(sind) ein Versuch, den Rüstungswettlauf mit 
Hilfe eines Systems Einhalt zu gebieten, indem 
ein Überraschungsangriff der einen Seite einen 
Vernichtungsschlag der anderen nicht verhin-
dern kann und damit abgeschreckt wird . . . 
Die gegenseitige Abschreckung beruht auf der 
Prämisse, daß es heute möglich ist oder bald 
möglich sein wird, offensive Waffen herzu-
stellen, die gegen feindliche Raketen so gut 
wie immun sind. In solcher Lage braucht man 
einen eigens zur Vernichtung dieser Waffen 
unternommenen Angriff nicht zu befürchten. 
Wenn jede Seite eine gleichermaßen ge-
schützte und unangreifbare Vernichtungs-
waffe besitzt, hat keiner einen Anlaß und da-
mit auch keinen Anreiz, eine sogenannte 
Counterforce-Capability zu bilden. In dieser 
Situation wird ein Angriff dur
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ch die ziemlich 
sichere Gewißheit verhindert, daß er mit 
einem vernichtenden Vergeltungsschlag be-
antwortet wird . . ." )
Hat nun die Strategie des zweiten Schlages 
bisher den Krieg verhindern können? Afheldt 
verneint dies. „So oft das Argument gebraucht 
worden ist, die Abschreckung habe uns 10 Jahre 
lang den Weltfrieden gesichert, so wenig ist 
diese Aussage bewiesen. Festzustellen ist 
lediglich eine zeitliche Korrelation zwischen 
stabiler Abschreckung und Nicht-Krieg.. . 
Aber immerhin können wir glücklicherweise 
feststellen, daß die These, stabile Abschrek-
kung sichere den Frieden, auch nicht falsifi-
ziert wurde. Denn
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 da es keinen großen Krieg 
gegeben hat, ist auch umgekehrt die Unwirk-
samkeit des Mittels nicht bewiesen." ) *

29) Vgl. Ch. Potyka, Absurde Strategie, in: Durch 
Kriegsverhütung zum Krieg?, a. a. O., S. 131.
30) Vgl. Th. C. Schelling, Reziproke Maßnahmen 
zur Stabilisierung der Rüstungen, in: Strategie der 
Abrüstung, S. 186 f.

31) Vgl. J. B. Wiesner, Umfassende Systeme der
Rüstungsbeschränkung, in: Strategie der Abrüstung,
S. 219.
32) Vgl. H. Afheldt, Frieden durch stabile Ab-
schreckung, — die große Illusion?, in: Merkur, 1970, 
S. 427.



Dagegen läßt sich jedoch einwenden, daß zu-
mindest in der Kuba-Krise, in der gefähr-
lichsten Krise der Weltpolitik in dem letzten 
Vierteljahrhundert, die Abschreckung auf 
eine geradezu ideale Weise funktioniert hat. 
Sie hat mit hoher Wahrscheinlichkeit den 
Krieg verhindert und die Eskalation der 
Kampfmaßnahmen gestoppt. Wie bedrohlich 
die Entwicklung damals war, ist durch um-
fangreiche empirische Analysen festgestellt 
worden, aus denen das übersteigerte emotio-
nelle Gesamtverhalten des amerikanischen 
und des sowjetischen Volkes hervorgeht33 ). 
Die überreizte Spannung hätte zum Kriege 
führen können. Das entschlossene Ins-Feld-
Führen des Abschreckungspotentials durch Prä-
sident Kennedy brachte die Wende und zwang 
die Sowjets zum Rückzug. In dieser Kuba-
Krise wird der politische Stellenwert der Ab-
schreckung sichtbar, durch Androhung unbe-
grenzter Eskalation schon den ersten Schritt 
zu eben dieser Eskalation zu verhindern.

33) Vgl. R. de Holsti, R. A. Brodie u. a., Crises, 
Affect and Action in American Sowjet relations, 
in: Pruitt, Synder (Hrsg.), Theory and Research on 
the Gauses of War, Englehood.
34) Vgl. Frieden durch stabile Abschreckung, S. 430.

35) Ebenda, S. 432.
36) Vgl. H. A. Jacobsen, Zur deutschen Daedalos-
Ausgabe, in: Strategie der Abrüstung, S. 9.

Im Hinblick auf die gegenwärtige strategische 
Situation stellt Afheldt allerdings die berech-
tigte Frage, ob es wenigstens gelungen sei, 
auf beiden Seiten eine gesicherte Zweitschlag-
kapazit
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ät zu erhalten, die es erlaubt, in Zu-
kunft Krisen abzuwarten, ohne durch über-
wältigende Vorteile eines ersten Schlages 
genötigt zu werden, zu prävenieren? Dabei 
glaubt Afheldt, daß die Fähigkeit, auf der 
strategischen Ebene „mit Ruhe" abwarten zu 
können, die Voraussetzung „für jede Begren-
zung auf unteren Ebenen ist" ). Das ist für 
Afheldt insbesondere für Europa von Bedeu-
tung.

In den Jahren 1961 bis 1971 haben die Ver-
einigten Staaten die Strategie der exploitable 
capability (ausbeutbare Kapazität) verfolgt. Es 
ist Sinn dieser Strategie, mit einem counter- 
force-Angriff eine möglichst große Zahl der 
Offensiv-Raketen des Gegners auszuschalten. 
In jedem Falle sollten die Vereinigten Staa-
ten nach dieser Theorie in der Lage sein, der 
UdSSR vernichtendere Schläge zuzufügen, als 
die UdSSR umgekehrt den Vereinigten Staaten 
zufügen könnte. Afheldt schreibt hierzu: „So 
sollte mit Hilfe dieser Uberlegenheitsstrategie 
einmal eine zusätzliche Stufe in die Eskalation 
vom lokalen Konflikt bis zur wechselseitigen 

Vernichtung eingebaut werden. Zum anderen 
sollte das Verfahren dazu dienen, die strate-
gischen Kernwaffen in lokalen Konflikten trotz 
einer Zweitschlagkapazität der Gegenseite po-
litisch und militärisch zu nutzen ... Nicht so 
ohne weiteres deutlich war, daß man mit einem 
solchen Konzept gleichzeitig ein Interesse be-
stand, die Treffgenauigkeit der eigenen Rake-
ten für einen counter-force-Einsatz zu steigern. 
Eine solche Steigerung der counter-force-Ver-
nichtungswahrscheinlichkeit mußte 
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aber das 
System der stabilen Abschreckung aushöhlen, 
weil so .unverwundbare' Raketen verwundbar 
wurden." )

Nach Ansicht von Afheldt finden sich Residuen 
dieser Theorie im Weißbuch 1970 der Bundes-
regierung, wo es zur Strategie der flexible 
response heißt: „Kontrolliertes Steigern der 
Intensität des Kampfes, räumliche Auswei-
tung des Konflikts oder kontrollierte selektive 
Einsätze von Nuklearwaffen sollen einem An-
greifer vor Augen führen, daß die Risiken, 
die er eingeht, in keinem angemessenen Ver-
hältnis zu den Zielen stehen, die er mit sei-
nem Angriff verfolgt. Der Angreifer soll die 
Aussichtslosigkeit seiner Aggression erken-
nen, den Angriff einstellen und sich vom 
NATO-Territorium zurückziehen."

Afheldt schließt hieraus, daß die ausbeutbare 
Überlegenheit einer numerischen Gleichheit 
gewichen ist. Damit sei auch der angebliche 
Nutzen der exploitable capability verschwun-
den, die noch McNamara in seinem Buch „Die 
Sicherheit des Westens" als Grundlage seiner 
Strategie betrachtet hat.

In der Tat konnte man von den 60er Jahren 
sagen, daß keine der beiden Großmächte das 
Raketenpotential der anderen Seite völlig ver-
nichten konnte. In der damaligen Zeit bestand 
aber auf beiden Seiten die Tendenz, den Durch-
bruch in der Situation des atomaren Patts zu-
mindest zu versuchen. Hierzu schreibt H. A. 
Jacobsen: „Auf beiden Seiten wird also die 
Aufgabe Priorität beanspruchen, eine wirk-
same Gegenwaffe in ausreichender Anzahl ein-
satzbereit zu halten, um nach Möglichkeit die 
mit atomaren Sprengköpfen ausgerüsteten 
feindlichen Raketen einschließlich ihrer denk-
baren Köder rechtzeitig abzuwehren (Anti-
Raketen-Rakete) und damit den Durc

36
hbruch 

aus dem atomaren Patt zu versuchen." )



Damit zeichnet sich nach Afheldt das Problem 
ab, daß durch die qualitative Verbesserung 
der Waffen mehr und mehr die Zweitschlag-
kapazität beider Seiten ausgehöhlt wird. Nach 
Afheldt hat das Prinzip der Kriegsverhütung 
durch stabile Abschreckung beide Supermächte 
„in ein Aktions- und Reaktions-Schema (ge-
zwungen), in dem die eigenen Rüstungsmaß-
nahmen von denkbaren (potentiellen) Rü-

stungsentwicklungen der Gegenseite diktiert 
werden. Eine solche Zwangssituation ist aber 
das Gegenteil des versprochenen Zieles
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: kon-
trollierte, gesteuerte, begrenzte Rüstung. Zu 
dieser Lähmung der Entscheidungsfreiheit über 
die eigenen Rüstungsanstrengungen tritt als 
traurige Ironie, daß am Ende einer Kette der-
art rationaler Entscheidungen zur Erhaltung 
des Gleichgewichts eben dieses Gleichgewicht 
verlorengehen dürfte." )

IV. Abschreckung und Friedenssicherung

In der Tat wird durch die Erhöhung der Treff-
genauigkeit bei den Counterforce-Kapazitäten 
wie auch durch die Einführung von ABM-
Systemen und MIRV-Waffen das stabile 
Gleichgewicht in Frage gestellt38). Die Situa-
tion wird undurchschaubar insofern, als durch 
Satellitenaufklärung zwar die Raketenzahlen 
jederzeit verifizierbar sind, nicht jedoch die 
Zahl der Raketenköpfe bei den MIRV-Waffen. 
Afheldt kommt bei seiner Analyse der strate-
gischen Daten zu dem Schluß, daß durch die 
Einführung von MIRV und ABM und durch
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Verbesserung der Treffgenauigkeit ein „ra-
tionaler Zwang zur Prävention entstehen 
könnte" ). Das ist in der Tat ein beunruhigen-
des Fazit, das ein kritisches Denken nicht ein-
fach übergehen kann. Der Hinweis auf die 
ersten Ergebnisse der SALT-Runde genügt 
nicht, um eine vollbefriedigende Antwort auf 
die Frage zu geben, ob sich die Weltpolitik 
nicht jener bedrohlichen Situation der aus-
gehenden 50er Jahre wieder nähert, wo es 
strategisch von Vorteil sein könnte, als erster 
den Krieg zu führen.

37) Vgl. Frieden durch stabile Abschreckung, S. 435.
38) Vgl. Wolf Graf von Baudissin, Kooperative 
Rüstungssteuerung, S. 14; vgl. auch E. Forndran, 
Rüstungskontrolle, Düsseldorf 1970, S. 85.
39) Vgl. Frieden durch stabile Abschreckung, S. 436.

Um die These Afheldts nachzuprüfen, ist eine 
Analyse der Gesamtsituation notwendig. Bei 
Afheldt, Sonntag und auch bei Potyka werden 
fast ausschließlich nur militärisch-technische 
Daten als Parameter in die Analyse eingeführt. 
So entsteht eine einseitige Perspektive der 
Betrachtung. In der Tat: So nüchtern die Dia-
gramme von Afheldt und Sonntag sein mögen, 

so läßt sich nicht übersehen, daß die Parameter 
der Diagramme ausschließlich dem militärisch-
technischen Bereich entstammen. Die wenigen 
politischen Faktoren, die Afheldt berücksich-
tigt, werden in globalen Perspektiven analy-
siert, die in „negativen Utopien" enden40 ). In 
der Phase der Entspannungspolitik hängt je-
doch die Stabilisierung des Friedens nicht nur 
von militärisch-technischen Gegebenheiten, 
sondern auch von politischen Faktoren ab. 
Diese liegen aber außerhalb der Betrachtung 
des Autorenteams von Weizsäcker. Sofern es 
gelingen sollte, durch Fortschritte in der Ent-
spannungspolitik Konfliktfälle zwischen Ost 
und West im Raum Mitteleuropas auszuräu-
men oder zu entschärfen, ist der größere Krieg 
das Unwahrscheinlichere, während die Weg-
nahme von Faustpfändern, wie etwa beim 
„Komplex Wolfsburg", noch das Wahrschein-
lichste ist. Die Chancen einer effektiven Ver-
teidigung steigen demnach, da selbst nach den 
Autoren der Weizsäcker-Studie die Bereini-
gung kleinerer Grenzkonflikte durchaus in der 
Möglichkeit einer effektiven Verteidigung 
liegt. Politische Entspannung könnte also auf 
die Dauer die Effektivität der Verteidigung 
der BRD im Rahmen der NATO erhöhen, weil 
der wahrscheinlichste Fall des Konfliktes von 
den Verteidigungskräften der NATO besser zu 
bewältigen ist. Viele politische Gründe spre-
chen für diese Annahme. Die Kritiker der 
Weizsäcker-Studie beurteilen dagegen das 
politisch Wahrscheinlichste mit den Kriterien 
des politisch Unwahrscheinlichsten, nämlich

40) Vgl. Durch Kriegsverhütung zum Krieg?, a. a. O., 
S. 75.



des großen Krieges, und
41
 gelangen so zu fal-

schen Schlußfolgerungen ).
Wenn Potyka den Zweifel äußert, daß mit der 
westlichen Verteidigungsstrategie und ihren 
Grundlagen etwas nicht stimmt, weil es ein 
System der Kriegsverhütung ist, das „unter 
Hochrechnung der aktuellen Daten und Fak-
toren in Politik, Technologie und Militärtech-
nik zum Kriege führen muß", so läßt diese 
Studie gerade die Berücksichtigung jener poli-
tischen Faktoren im Ansatz der Analyse ver-
missen, die bei fortschreitender Entspannungs-
politik eben diese bedrohliche Entwicklung 
unwahrscheinlich erscheinen lassen42 ). Es gibt 
neben der von den Kritikern aufgezeichneten 
bedenklichen technologischen Entwicklung 
einen politischen Trend, dessen Analyse zu 
einem geradezu gegenteiligen Ergebnis führt, 
als es Weizsäcker und Afheldt in ihren Thesen 
vertreten. Um dies zu verstehen, ist es not-
wendig, ein neues Denkmodell in die Betrach-
tung einzuführen, das den Rahmen des kriti-
schen Denkmodells bei Afheldt und Sonntag 
sprengt. Dieses Modell soll wie folgt skizziert 
werden:

43) Vgl. Wolf Graf von Baudissin, Kooperative 
Rüstungssteuerung, a. a. O., S. 15.

In der gegenwärtigen Phase der Entspannungs-
politik ist nach der SALT-Ubereinkunft nur ein 
Teil des Rüstungswettlaufs gestoppt oder ge-
bremst worden. In anderen Gebieten, die von 
SALT nicht betroffen sind, geht die Rüstung 
auf beiden Seiten nach dem Schema des 
Aktions-Reaktionsmechanismus weiter.

Zwei Aspekte sind hier maßgebend:

a) Die Tendenz beider Seiten, sich nicht ein-
holen zu lassen vom Kontrahenten.

b) Der Grundsatz, daß es für jede Waffe auch 
eine Gegenwaffe gibt.

In diesem Zusammenhang verstehen sich 
auch die Empfehlungen Nixons an das Reprä-
sentantenhaus und den Senat, die Gelder für 
neue Waffensysteme nach dem SALT-Abkom-
men freizugeben, damit die USA nicht ins 
Hintertreffen geraten.

Afheldt und Sonntag glauben, daß Rüstung 
nicht nur langfristig keine Sicherheit garan-
tiert, sondern sogar bestehende, mühsam aus-
balancierte Abschreckungssysteme destabili-
siert. Diese These wäre begründet, wenn das 
Abschreckungspotential auch in der Phase der 
Entspannungspolitik nur eine Provokation für 

■die Konfliktpartner wäre, ihm keine andere 
Wahl ließe, als sich in den skizzierten Aktions-
Reaktionsmechanismus hineinziehen zu lassen. 
Demgegenüber läßt sich feststellen, daß es 
einen gegenläufigen Prozeß gibt, der für den 
politischen Stellenwert der Abschreckung von 
entscheidender Bedeutung ist: Gegenseitige 
Beeinflussung der Kontrahenten durch Maß-
nahmen der Rüstungs- und Militärpolitik, die 
sich nach dem Modell der Rückkoppelung deu-
ten läßt. Rüstungspolitische oder militärpoliti-
sche Maßnahmen der einen Seite sollen auf die 
politischen Intentionen der anderen Seite ein-
wirken, um die eigenen politischen Ziele der 
Entspannung und der sich abzeichnenden Ko-
operation (z. B. im Sinne „kooperativer Rü-
stungssteuerung'') glaubhaft zu machen 43 ).

Ein großer Fächer rüstungspolitischer Maßnah-
men ist hier möglich: Abblockung technologi-
scher Entwicklungen, die eine unnötige Pro-
vokation des .Konfliktpartners' bedeuten, Ab-
bau von Uberhangkapazitäten in der Rüstung 
und abgewogene Restriktionen, um die Ent-
spannungspolitik glaubwürdiger zu machen 
(z. B. Verzicht auf Perfektionierung der U-Boot-
Ortung und U-Boot-Abwehr). Auf diesem 
Wege kann der Konfliktpartner" als ,Sicher-
heitspartner' gewonnen werden, der für ko-
operative Maßnahmen der Rüstungskontrolle 
bereit ist. Schließlich sind all jene Möglich-
keiten zu erwähnen, die dem Gegner vorteil-
hafte Kooperationen im Umkreis der koopera-
tiven Rüstungskontrollmaßnahmen anbieten. 
So lassen sich beiderseitige Vorteile ins Spiel 
bringen und die Bedingungen gemeinsamer 
Sicherheit stabilisieren.

Auf diese Weise wird das Abschreckungs-
system zum Instrument einer Politik der Frie-
denssicherung, nicht nur im Sinne bloßer 
Kriegsverhinderung, sondern darüber hinaus 
der Schaffung neuer Konstellationen zum Aus-
bau positiver Beziehungen unter den Nationen, 
die bisher im Verhältnis der Konfrontation 
standen.

Die Kritiker der Abschreckung übersehen ge-
rade diesen Aspekt, der eine grundlegende 
Dimension in der Entspannungsphase bedeutet. 
Es mag schwierig sein, aus diesem Bereich die 
politischen Faktoren als Parameter in den ana-
lytischen Ansatz einzubringen, da sie nicht 
ohne weiteres wie militärisch-technische Fak-
toren quantifiziert werden können. Keinesfalls

41) Ebenda, S. 34.
42) Ebenda, S. 152.



kann man jedoch auf diese Parameter verzich-
ten, da sonst, wie bei Afheldt und Weizsäcker, 
eine verkürzte Perspektive entsteht.
Aus dem hier entwickelten Modell ergeben 
sich folgende strategische Überlegungen für 
Konfliktfälle:
Afheldt behauptet, daß im Zuge der Weiter-
entwicklung von MIRV- und ABM-Systemen 
ein „rationaler Zwang zur Prävention ent-
stehen könnte". Diese Behauptung erscheint 
unter zwei Gesichtspunkten unbegründet:
1. Der Präventivkrieg ist für den Konflikt-
partner strategisch nur dann von Vorteil, wenn 
nach einer erfolgreichen Phase der Entspan-
nungspolitik der Kontrahent bereit ist, die poli-
tischen Kosten zu tragen, die eine Aggression 
zur Folge hat (z. B. Preisgabe der durch Ent-
spannungspolitik und Kooperation in Wirt-
schaft, Technologie und Kultur erreichten Vor-
teile).
Die Bereitschaft des Konfliktpartners, die poli-
tischen Kosten im Falle eines Präventivkrieges 
zu tragen (abgesehen von militärischen Risi-
ken), zeichnet sich in einer politischen Krise 
ab, die nach Ansicht der Fachleute heute mit 
hoher Wahrscheinlichkeit einem Krieg voran-
gehen dürfte.
Diesen politischen Kosten stehen vitale Inter-
essen gegenüber, die von dem zur Aggression 
entschlossenen Konfliktpartner gewahrt oder 
durchgesetzt werden sollen. Kooperation als 
Folge der Entspannung setzt aber voraus, daß 
es in wichtigen Bereichen beiderseitiger vitaler 
Interessen keine bedrohlichen Gegensätze gibt, 
sondern zumindest eine Möglichkeit zur Ko-
existenz gegeben ist.
Die Entstehung einer politischen Krise hängt 
damit zusammen, daß sich an diesem Zustand 
etwas Grundlegendes ändert, d. h., der Gegen-
satz vitaler Interessen bricht aufs neue aus. 
Je größer aber die Vorteile sind, die beiden 
Seiten aufgrun

44

d fortschreitender Kooperation 
im Zusammenhang der Entspannung zuwach-
sen, desto unwahrscheinlicher ist es, daß die 
eine Seite den Überraschungsangriff plant. Je 
mehr Kooperation fortschreitet, um so wahr-
scheinlicher ist, daß einer bedrohlichen Kon-
fliktlage die „Degeneration" einer politischen 
Krise (Grewe) vorangeht, die von den Kon-
trahenten nicht gemeistert wurde. Eine solche 
Degeneration ist jedoch ein Vorgang auf Zeit, 
der nicht schlagartig in eine Aggressionshand-
lung umschlagen kann ).

44) Vgl. Kapitel V.

2. Der „rationale Zwang zur Prävention" setzt 
den „totalen Feind" voraus, der den strategi-
schen Vorteil für sich auszunutzen gewillt ist, 
wenn er „nur" zum totalen Sieg über den 
Gegner führt (Kapitulation bzw. totale Nieder-
lage des Kontrahenten).

Der „Zwang" zur Prävention ist aber politisch 
unwahrscheinlich, wenn beide Seiten außen-
politisch darauf abzielen, in wachsendem Maße 
die Vorteile beiderseitiger Kooperation zu 
nutzen.

Andererseits erfordert ein Zwang zur Präven-
tion, daß die Wahrscheinlichkeit eines ver-
nichtenden Gegenschlages der anderen Seite, 
der zur Selbstzerstörung führt, möglichst ge-
ring ist, z. B. weniger als 1 0/0. Auch in der 
künftigen Phase der qualitativen Verbesserung 
von modernen Waffensystemen kann aber 
nicht davon gesprochen werden, daß die Wahr-
scheinlichkeit der Selbstvernichtung durch die 
Folgen des zweiten Schlages praktisch gleich 
Null sei. Die Unsicherheitsfaktoren (unkalku-
lierbares Risiko) lassen sich auch durch Perfek-
tionierung von ABM-und MIRV-Waffensyste-
men nicht völlig ausschalten, zumal keine 
Seite sicher sein kann, zu wissen, wieweit die 
andere Seite in der qualitativen Verbesserung 
dieser und anderer Waffensysteme gekommen 
ist. Wenn aber der absolute Sieg nicht zu er-
reichen ist, so wird immer fraglicher, daß die 
eine Seite den Präventivkrieg plant um rela-
tiver Vorteile willen.

Daraus ergibt sich die Konsequenz, daß strate-
gisch gesehen künftige Konflikte sich nach 
Ausbruch mehr auf die untere Ebene der 
Eskalation verlagern dürften. Auf dieser Ebene 
der Konflikte läßt sich nun mit größerer Aus-
sicht auf Erfolg Krisenbewältigung praktizie-
ren als auf den oberen Ebenen der Eskalation, 
wo der Ausgang völlig ungewiß und die Fol-
gen unabsehbar sind. Für die gegenwärtige 
Politik der Entspannung, sollte sie durch wei-
tere SALT-Übereinkünfte Erfolg haben und 
durch die sich anbahnenden kooperativen 
Möglichkeiten im Feld der Rüstungskontrolle 
vertieft und differenziert werden, läßt sich 
jedenfalls nicht von einer Mystifikation der 
Verteidigung sprechen. Im Gegenteil: Die 
Durchsetzungschancen einer effektiven Ver-
teidigung und Krisenbewältigung sind heute 
größer als in den 50er und 60er Jahren.



V. Abschreckung und Friedenspolitik

Der Zusammenhang von Abschreckungs- und 
Friedenspolitik verändert die politische Funk-
tion der Streitkräfte in unserer Zeit. In der 
Phase der Entspannungspolitik als einer Zeit 
des Übergangs zwischen der Phase der Kon-
frontation und der beginnenden Phase der 
Kooperation wandelt sich der politische Stel-
lenwert der Abschreckung wie auch der Ge-
halt des militärischen Bündnisses, indem die 
Abschreckung einer Streitkraft wie der Bun-
deswehr wirksam wird. Im Zuge dieser Ver-
änderung geht es nicht mehr nur um die bloße 
Kriegsverhinderung, sondern um die Verdeut-
lichung (Transparenz) und Durchsetzung der 
Ziele der Friedenspolitik.
Die gegenwärtig gültige Funktion der Ab-
schreckung tritt in folgenden Aspekten hervor:

— Das Abschreckungspotential hat gegenwär-
tig seine politische Bedeutung darin, daß es 
eine Voraussetzung für die Entspannung zwi-
schen den Machtblöcken darstellt, da es die 
militär-politische Situation weitgehend stabili-
siert. Dies hat zur Folge, daß keine Seite in 
der Lage ist, eine eventuelle Destabilität der 
weltpolitischen Situation zu seinen Gunsten 
auf Kosten des Konfliktpartners auszunutzen, 
da in jedem Falle die Zweitschlagkapazität 
der Großmächte erhalten bleibt.
Das bisherige Ziel der Abschreckung, durch 
politische Drohung gegenüber dem Konflikt-
partner den eigenen Handlungsspielraum auf 
Kosten der anderen Seite zu erweitern, um 
politische oder wirtschaftliche Vorteile zu er-
ringen, ist darüber hinaus mit den Zielen der 
Entspannungspolitik nicht mehr vereinbar. 
Drohpolitik bedeutet in diesem Zusammen-
hang Rückfall in eine überholte Phase natio-
naler Machtpolitik.
— Dies bedeutet jedoch nicht, daß die Drohung 
als Mittel der Politik künftig ausgeschlos-
sen bleibt. Vielmehr gewinnt die Drohung 
eine neue F
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unktion: sie ist ein Mittel zur ver-
stärkten Kooperation der Konfliktpartner. Sie 
soll dem Konfliktpartner zur Anerkennung ge-
meinsamer Sicherheitsinteressen veranlassen, 
wobei die Drohung darin besteht, dem Kon-
fliktpartner Nachteile anzudrohen, sofern er 
zu Kompromissen nicht bereit ist ).

—■ Abschreckungspolitik wandelt sich zu einer 
Politik kooperativer Rüstungssteuerung, die 
darauf abzielt, unter Herausarbeitung gemein-
samer Interessenlagen im Felde der überregio-
nalen Sicherheit Vereinbarungen zu treffen, 
die sich nicht nur kostensparend auswirken, 
sondern die Sicherheitsinteressen beider Sei-
ten auf Dauer mehr garantieren als der bis-
herige Zustand des fortgesetzten Wettrüstens. 
Die Übereinkunft der letzten SALT-Runde ist 
ein Beispiel erfolgreicher Verständigung im 
Feld der Rüstungssteuerung. Der Sinn der 
SALT-Übereinkunft kann jedoch nur darin lie-
gen, weitere partielle Abkommen über künf-
tige Möglichkeiten der Rüstungssteuerung zu 
treffen.
— Ein weiterer positiver Gesichtspunkt der 
Abschreckungspolitik im Zusammenhang mit 
Friedenspolitik ist die Möglichkeit, auf das po-
litische Verhalten des Gegners einzuwirken. 
Hier geht es um größere Transparenz außen-
politischer Ziele, um die Ziele nationaler Frie-
dens- und Entspannungspolitik verständlich zu 
machen. Baudissin vertritt die Auffassung, daß 
im Zusammenhang der kooperativen Rü-
stungssteuerung d
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ie Potentiale so aufeinander 
abgestimmt sein sollen, „daß Unklarheiten 
über die politischen Absichten, die geltenden 
Strategien, die Potentiale und die Rüstungs-
vorhaben auf ein Minimum beschränkt blei-
ben — Transparenz also einem wesentlichen 
Motiv des für beide Seiten gleich gefährlichen 
Unsicherheitsgefühls entgegenwirkt" ).

— Abbau überholter Feindbilder, um den Geg-
ner zu veranlassen, seinerseits die Bedro-
hungsvorstellungen und Feindbilder abzu-
schwächen.
— Vermeidung unnötiger Provokationen in 
der Rüstungs- und Militärpolitik, um auf das 
politische Verhalten des Gegne
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rs einzuwirken, 
seinerseits provokative Maßnahmen auszu-
schalten. Baudissin spricht von „weniger pro-
vozierenden, aber auch weniger kostspieligen 
Mitteln" ).
Das Spezifische des neuen Stellenwerts der 
Abschreckung in der Phase der Entspannungs-
politik kann darin gesehen werden, daß das 
Abschreckungspotential nicht ausschließlich 
als Mittel nationaler Machtpolitik eingesetzt

45) Vgl. Senghaas, Zur Analyse von Drohpolitik in 
den internationalen Beziehungen, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte, B 26/70, S. 52.

45) Vgl. Kooperative Rüstungssteuerung, a. a. O., 
S. 15.
47) Ebenda.



wird, sondern als ein Instrument zur besseren 
Durchsetzung gemeinsamer Interessen, deren 
Realisierung für beide Konfliktpartner einen 
Vorteil bedeutet, den beide Seiten nicht er-
reichen würden, wenn sie sich der Kooperation 

verweigerten. Damit ist die Abschreckungspo-
litik nicht bloß Kriegsverhinderungspolitik, 
sondern ein Instrument der Außenpolitik, die 
auf die Ziele einer positiven Friedenssiche-
rung hingerichtet ist.

VI. Abschreckung — die „organisierte Friedlosigkeit"

Während Weizsäcker in seinem Buch „Durch 
Kriegsverhütung zum Krieg?" den destabili-
sierenden Aktions-Reaktionsmechanismus in 
den strategisch-militärischen Ursachen sieht, 
führt Dieter Senghaas den Teufelskreis von 
Aktion und Reaktion im Felde des beidersei-
tigen Wettrüstens auf psychologische Ursa-
chen zurück. Nach Senghaas wird durch die 
ständige Vorbereitung des Krieges ein per-
manenter Spannungszust
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and psychologisch er-
zeugt, der die Aggressivität der Gesellschaft 
in Ost und West ständig mobilisiert. So sta-
chelt das Wettrüsten die Aggressivität der 
Gesellschaft in beiden Lagern an und führt 
zwangsläufig zur Intensivierung der Feind-
bilder und Bedrohungsvorstellungen. Auf 
diese Weise entsteht das System der Ab-
schreckung als ein System der „organisierten 
Friedlosigkeit", dem eine Verklammerung von 
Krieg und Frieden zugrunde liegt: Die Grenze 
zwischen Krieg und Frieden verschwimmt 
durch den permanenten Spannungszustand ei-
ner Vorbereitung des Krieges mitten im Frie-
den. )

Senghaas vertritt die These, daß dem fortge-
setzten Wettrüsten eine gewisse Eigengesetz-
lichkeit zukommt. Je länger der Teufelskreis 
von Waffen und Gegenwaffen, von Aktion 
und Reaktion sich dreht, um so geringer ist 
die Chance einer Selbstkorrektur des Han-
delns. Die machtpolitischen Eliten können sich 
am Ende nicht mehr aus den Strategien lösen, 
die die Aggressivität der Gesellschaft mobili-
sieren und gleichzeitig Wettrüsten forcieren als 
ein Mittel zur Vorbereitung des Krieges. Be-
völkerung und Eliten sind also gewissen Stra-
tegien unterworfen, die durch eine „lernpatho-
logische Blindheit" für die Aufgaben der Zu-
kunft gekennzeichnet sind. So entsteht der 
autistische Charakter von sogenannten „Ab-

schreckungsgesellschaften", die am Ende 
außerstande sind, die Realität der Weltpolitik 
zu sehen 49).

48) Vgl. D. Senghaas, Abschreckung und Frieden,
a. a. O., S. 52.

Zunächst ist an der These von Senghaas so 
viel richtig, daß es die Verschränkung 
von vielfältigen einflußreichen machtpoliti-
schen Gruppen in Politik, Wirtschaft, Wissen-
schaft und Streitkräften gibt. Diese Verschrän-
kung führt zur gegenseitigen Bestätigung der 
Machteliten. Eine derartige Verfilzung von 
Herrschaftsgruppen führt in der Regel dazu, 
daß die gültige Strategie, z. B. die Ab-
schreckungsstrategie, immer wieder bestätigt 
wird, da mit dieser Bestätigung zugleich die 
Legitimierung der Ideologien der Herrschafts-
gruppen gegeben ist.

Was Senghaas übersieht, ist die Möglichkeit, 
daß durch das Ingangsetzen neuer politischer 
Trends auch neue Bewußtseinshaltungen po-
litischer Eliten entstehen können. Sofern im 
Bereich politischer Eliten sich Konkurrenz-
gruppen bilden, besteht die Möglichkeit, daß 
die Verhaltensmuster und das Normbewußt-
sein jener Gruppen bekämpft werden, die bis-
her auf einer Abschreckungspolitik alten Stils 
eingeschworen waren. Diese Chance besteht 
vor allem in einem System offener Kommu-
nikation50 ), wie dieses vorwiegend in west-
lichen Ländern gegeben ist. Bei Senghaas da-
gegen werden die Gesellschaften des Westens 
wie des Ostens mit abstrakten Etiketten wie 
„Abschreckungsgesellschaft" charakterisiert, 
ohne die entscheidenden soziologischen Unter-
schiede zu berücksichtigen, die mit der kom-
munistischen und der freien westlichen Ge-
sellschaft gegeben sind. In der Tat ist das 
Sich-Lösen von überholten Strategien in einem 
System offener Kommunikation leichter durch-
zusetzen als in einem System geschlossener 
Kommunikation.

49) Ebenda, S. 176.
50) Vgl. Kapitel XI.



Die von Senghaas angeführten und beschrie-
benen „lernpathologischen Mechanismen" las-
sen sich zwar geschichtlich in vielen Situatio-
nen nachweisen, jedoch sollte darüber hinaus 
auch die Möglichkeit zu qualitativen Sprün-
gen im Lernprozeß berücksichtigt werden, was 
jeweils auf die Tatsache zurückgeht, daß die 
eine oder andere Seite (z. B. Gruppierungen 
politischer Eliten mit unterschiedlichen Ideo-
logien, Weltanschauungen etc.) die Entwick-
lung eines neuen politischen Trends für 
zweckmäßig erachtet, wie etwa die Einleitung 
und Fortsetzung einer Politik der Entspannung 
oder die Durchsetzung einer Politik der Frie-
denssicherung. Ohne qualitative Sprünge im 
Lernprozeß der Machteliten wäre es undenk-
bar, den neuen Stellenwert der Abschreckung 
in der Phase der Entspannungspolitik zu er-
kennen und im Bewußtsein der Öffentlichkeit 
zu festigen.
Auf der anderen Seite berücksichtigt das Au-
tismusmodell bei Dieter Senghaas lediglich 
die innerstaatliche Rückkoppelung zwischen 
den machtpolitischen Eliten und der Regie-
rung bzw. der Bevölkerung des eigenen Lan-
des. Eine über die Grenzen der Abschrek-
kungsgesellschaft hinausgreifende und sich 
verstärkende Rückkoppelung liegt jenseits 
dieser Betrachtungsweise. Gerade auf diesen 
Prozeß der Rückkoppelung kommt es jedoch 
entscheidend an bei jedem denkbaren Fort-
schritt der Entspannungspolitik. Zwar kommt 
dem Wettrüsten auch gegenwärtig noch eine 
gewisse Eigengesetzlichkeit zu, so daß die 
Aktion der einen Seite die Reaktion der an-
deren Seite aus sich heraustreibt. Doch auch 
die Entspannungspolitik besitzt ihre eigene 
Dynamik, die, sollte ein echter Fortschritt zu 

verzeichnen sein, als dem Trend der Rüstungs-
politik übergeordnet erscheint. Dies bedeutet: 
War bisher der Rüstungswettlauf Ausdruck 
der Machtpolitik der Staaten, so wird Rüstung 
in der Phase der Entspannungspolitik zu ei-
nem Mittel, die Stabilisierung des Kräfte-
gleichgewichts aufrechtzuerhalten, damit die 
Voraussetzungen einer Entspannungspolitik 
überhaupt gegeben sind; andererseits dient 
die Rüstungspolitik dem Ziel, etwa in der 
Form der „kooperativen Rüstungssteuerung" 
auf die politischen Intentionen des Gegners 
Einfluß zu nehmen, um die Glaubwürdigkeit 
der eigenen außenpolitischen Ziele der Ent-
spannung transparent zu machen.

Dieser ambivalente Charakter aller Abschrek-
kungsmaßnahmen in der Phase der Entspan-
nungspolitik sprengt das Autismusmodell von 
Dieter Senghaas. In der Tat hat Abschrek-
kungspolitik bzw. Rüstungs- und Militärpolitik 
gegenwärtig zwei Aspekte:

a) Abschreckung des Gegners und Stabilisie-
rung des Kräftegleichgewichts als Voraus-
setzung einer Politik der Friedenssicherung 
im Sinne von Kriegsverhinderung.

b) Möglichkeit der Einflußnahme auf die poli-
tischen Intentionen des Gegners, um die 
eigenen Ziele der' Entspannungspolitik 
glaubwürdiger zu machen und auf Möglich-
keiten der Zusammenarbeit hinzuweisen ).51

51) Vgl. Kapitel X.

Der neue Stellenwert der Abschreckung in der 
Phase der Entspannungspolitik hängt mit bei-
den Aspekten zusammen, wobei sich der Ak-
zent mehr und mehr auf den zweiten Aspekt 
verschiebt, sofern ein echter Fortschritt der 
Entspannungspolitik zu verzeichnen ist.

VII. Friedenssicherung durch Integration

Die Integrationsforschung geht von der These 
aus, daß die Stabilisierung des Friedens und 
das’ friedliche Zusammenleben der Menschen 
am ehesten durch den Ausbau der zwischen-
staatlichen Beziehungen sowie durch die Schaf-
fung übernationaler Organisationen und Ver-
einigungen erreicht werden kann. Kommunika-
tionsnetze, die über die Grenzen der Völker 
hinausreichen, sind in diesem Feld ebenso von 
Bedeutung wie die Handelsbeziehungen und 
der Kulturaustausch der Nationen. J. Galtung 

ist ein namhafter Vertreter der Integrations-
theorie. Er geht von der These aus, daß die 
Konfrontation der Supermächte die Quelle des 
Unfriedens auf dieser Welt bedeutet. Die Über-
windung der Konfrontation und der Abbau 
ideologischer Spannungen ist nach Galtung ein 
unmittelbarer Beitrag zur Friedenssicherung. 
In der Abhandlung „über die Zukunft des 



internationalen Systems" 52)  entwickelt Gal-
tung die Bedingungen, unter denen der Friede 
unter den Nationen gewahrt werden kann.

Die Grundthese der Galtungschen Theorie ist 
die Behauptung, daß durch die Intensivierung 
internationaler staatlicher wie nichtstaatlicher 
Zusammenschlüsse das ideologische Gefälle 
abgebaut werden kann. Das, was Galtung vor-
schwebt, ist ein übergreifendes Netz von Kom-
munikationssträngen, die die Gruppen ebenso 
verbinden wie die Staaten, wobei die Scheide-
linien der Ideologien und unterschiedlichen 
Wertsysteme übersprungen werden. Er glaubt, 
daß auf diese Weise die Ideologien ihre Kraft 
verlieren könnten, so daß die Welt am Ende 
einer langen Entwicklung ein Geflecht inter-
nationaler Beziehungen besitzt, das nicht von 
ideologischen Gegensätzen beeinflußt wird.

Galtung hält daran fest, daß der Unterschied 
zwischen den sozialistischen Ländern und den 
EWG-Ländern auch im Jahre 2000 noch beste-
hen bleiben wird, „aber der Unterschied wird 
nicht größer sein als der zwischen Distrikten 
mit sozialistischer un
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d nichtsozialistischer 
Mehrheit eines Landes, denn die Logik indu-
strialisierter, aufgeklärter Gesellschaften wird 
über derlei ideologischen Unterscheidungen 
dominieren" ).  Ost und West werden schließ-
lich aufhören, ein Gegensatzpaar zu sein, was 
die völlige Entideologisierung und Technisie-
rung des Wirtschaftslebens einschließt 54 ).

55) Vgl. G. Zellentin, Intersystemare Beziehungen 
in Europa, Leiden, 1970 S. 9.
56) A. a. O„ S. 14.
57) Ebenda.

Galtung geht in seiner Deutungsprognose so 
weit, daß er eine Integration der militärischen 
Streitkräfte voraussagt, die mit Nichtangriffs-
pakten zwischen der NATO und dem War-
schauer Pakt beginnt und mit dem Austausch 
von Beobachtergruppen weitergeführt wird, bis 
es schließlich zur wechselseitigen Inspektion 
und „zu einem vereinigten Oberkommando" 
kommen wird.

Bei Galtung besteht die Gefahr, daß er das 
Problem einer Stabilisierung des Weltfriedens 
vorwiegend auf die Ebene des öffentlichen Be-
wußtseins verlagert, indem er besonders den 
Austausch von Informationen, Standpunkten 
und Meinungen betont, wobei den überregio-
nalen und übernationalen Organisationsfor-
men eine Schlüsselposition zukommt. Bei die-
ser Betrachtungsweise werden aber die poli-

tischen Entscheidungen vernachlässigt, die oft 
erst die Initialzündung geben und die Lernpro-
zesse der Machteliten in Gang setzen, damit 
Eliten und Bevölkerung eines Landes sich über-
haupt auf einen neuen politischen Trend ein-
stellen können.

Eine Variation der Position Galtungs wird von 
Gerda Zellentin vertreten. Während Galtung 
sich von einer Verschmelzung der Blöcke und 
Völker durch internationale Organisationen 
eine Transformation der zwischenstaatlichen 
Beziehungen erhofft, beschränkt sich Zellentin 
auf pragmatische Überlegungen. Nicht durch 
eine Veränderung der Bewußtseinssphären, 
sondern durch Zusammenarbeit in Gesell-
schaft, Handel und Technik soll eine friedliche 
Ordnung in Europa herbeigeführt werden. 
Trotz ideologischer Unterschiede sei in be-
stimmten Bereichen eine Kooperation zwischen 
Ost- und Westeuropa erreichbar. Dabei wird 
die Abschreckung als Stabilitätsfaktor voraus-
gesetzt. Zellentin untersucht die konstitutive 
Funktion des europäischen Sicherheitssystems 
für die politische Regulierung der Annähe-
rungsprozesse zwischen Ost und West 55 ). Das 
System der atomaren Abschreckung fungiert 
hierbei als Regulator.

Zellentin geht davon aus, daß die Abschrek-
kung und Rüstungskontrolle eine Reihe von 
politischen und sozialen Entwicklungen in-
duziert, die auf die Dauer die Struktur des ge-
samteuropäischen Systems verändern könnte. 
Die Ursachen dieser Veränderung werden 
darin gesehen, daß die Abschreckung zunächst 
stabilisierend wirkt, was auf die Dauer dazu 
führen soll, daß das atomare Drohsystem 
„aufgrund der Gewöhnung eine gemeinsame 
Abschreckungsräson ohne Schrecken" be-
wirkt56 ). Die Auffassung Zellentins ist also, 
daß der „perzipierte Grenznutzen der Rüstung" 
im Sinne der vielfachen Overkill-Kapazität 
auf die Dauer gesehen absinkt, so daß die 
öffentliche Meinung der Großmächte wie auch 
der europäischen Staaten sich allmählich auf 
die Vorteile gemeinsamer Sicherheit einstellt. 
So soll am Ende aus der starren Konfrontation 
sich die Situation eines geregelten Konfliktes 
entwickeln mit dem Wettbewerb der Werte 
und Ordnungsformen in der Welt57 ). Zellentin 
sieht allerdings nicht die destabilisierende

52) Vgl. J. Galtung, über die Zukunft des inter-
nationalen Systems, in: Futurum, Zeitschrift für Zu-
kunftsforschung, Band 1, Heft 1, 1968, Seite 73 f.
53) A. a. O., S. 97.
54) Ebenda.



Wirkung einer Fortsetzung des Wettrüstens. 
Der Optimismus beruht ausschließlich auf der 
Gewöhnung des öffentlichen Bewußtseins an 
die abschreckende Wirkung des Rüstungs-
potentials sowie auf der Tendenz der Macht-
eliten in Ost und West, den eigenen Vorteil 
im Feld der Rüstungskontrolle wahrzunehmen, 
ferner auf der Bereitschaft, mit dem System 
des Konfliktspartners zur Stabilisierung der 
Abschreckung zu kooperieren. Das allerdings 
ist ein kühner Optimismus, wenn man sich 
vergegenwärtigt, daß es in Ost und West noch 
keine Einmütigkeit in der Definition jener 
Werte gibt, die die Grundlage eines friedlichen 
Zusammenlebens der Völker sein könnten. Ab-
gesehen davon ist eine überzeugende Theorie 
der Konvergenz der Ideologien und Wert-
systeme noch nicht entwickelt worden. Wenn 
Zellentin die Meinung vertritt, daß die Ent-
spannung die Maximierung der Sicherheit 
stoppt, d. h. „das Zusammenstehen vor dem 
Feind" als obsolet erscheinen läßt, so erhebt 

sich die Frage, welchen politischen Stellenwert 
die Abschreckung in diesem Prozeß hat. Dieses 
Problem wird von Zellentin nicht gestellt. Es 
wird mehr ode

58

r weniger vorausgesetzt, daß im 
östlichen Lager die Ressourcen für die Füh-
rung des Wettbewerbs mit dem Westen nicht 
ausreichen, so daß die Ressourcen beim Kon-
fliktpartner, dem „Systemkonkurrenten", mo-
bilisiert werden, was eine fortlaufende Intensi-
vierung der Kooperation zur Folge hat ).

Die Tatsache, daß Zellentin die Frage nach 
dem politischen Stellenwert der Abschreckung 
im Rahmen einer Politik der Entspannung 
nicht thematisiert, hat zur Folge, daß die Pro-
blematik einer Transformation der Abschrek-
kung als eines Instrumentariums der Krisen-
bewältigung und Friedenssicherung offen 
bleibt. Eine Kritik dieser Konzeption zeigt, 
wie wichtig aber die Klärung des Stellen-
wertes der Abschreckung gerade in der Phase 
der Entspannungspolitik ist.

Bisher hat man die Bedrohung vorwiegend am 
Grade der Aggressionsabsichten des Gegners 
gemessen. Folgerichtig müßte beim Nachlas-
sen der Aggressionsabsicht sich auch das Ge-
fühl des Nicht-mehr-Bedrohtseins einstellen. 
Die Aggression ist jedoch nur die brutalste 
Form eines Versuches, politische Ziele mittels 
Gewaltanwendung durchzusetzen. Daneben 
gibt es aber auch andere Formen in der An-
wendung der Macht. In der Tat läßt sich von 
Bedrohung auch dann sprechen, wenn die Me-
thoden der Gewaltanwendung differenziertere 
Formen haben 598).

58) Ebenda, S. 21.
59) Vgl. Raban Frhr. von Canstein, Werden wir be-
droht?, in: Wehrkunde, September 1968, Seite 437 f.

Die gegenwärtige weltpolitische Situation ist 
dadurch gekennzeichnet, daß die Gefahr eines 
von der UdSSR willentlich herbeigeführten 
Krieges in Europa nicht als primär angesehen 
werden kann. Die sowjetische Bedrohung hat 
subtilere Formen angenommen. Zweifelsohne 
besteht die Bedrohung als solche fort. Aber 
das Erscheinungsbild hat sich geändert. Bedro-
hung läßt sich nicht nur mit militärischen Ka-
tegorien deuten, da das Phänomen .Bedro-
hung' auch zur politischen Landschaft gehört.

VIII. Abschreckung und Feindbild

Dies bedeutet, daß Bedrohung nicht ausschließ-
lich mit Kriegsgefahr gleichzusetzen ist. Be-
drohung ist schon dann gegeben, wenn der 
Gegner die Absicht hat, unter Androhung mi-
litärischer Maßnahmen eine kritische Lage 
herbeizuführen. In diesem Falle soll der Be-
drohte zu Konzessionen veranlaßt werden, um 
politische oder ideologische Forderungen der 
Gegenseite anzunehmen. So stellt ein hohes 
Rüstungspotential stets eine Gefahr dar, einer 
Politik der Pressionen ausgesetzt zu sein, mit 
denen der Gegner den Kontrahenten zu zwin-
gen sucht, politische Ziele aufzugeben. Auf 
diese Weise wird der eigene politische Hand-
lungsspielraum auf Kosten des anderen er-
weitert.

Für die gegenwärtige Situation der Entspan-
nungspolitik ist es von entscheidender Be-
deutung, daß der Grad empfundener Bedro-
hung keineswegs nur vom Rüstungspotential 
abhängt, sondern gleichermaßen von den Ab-
sichten der Gegenseite, die sie gegenwärtig 
verfolgt oder in Zukunft verfolgen könnte. So 
verstanden ist Bedrohung als politischer Be-
griff äußerst komplex. Bedrohung hängt von 
den Bedrohungsvorstellungen ab, d. h. von 
dem Bilde, daß sich die eine Seite von den 



gegnerischen Möglichkeiten (capabilities) 
macht, wie auch von der Beurteilung erkenn-
barer oder vermuteter Absichten des Gegners 
(intentions).
Insgesamt lassen sich drei Ziele unterschei-
den, zu deren Durchsetzung militärische 
Machtmittel nützlich sind:
1. Bedrohung und Erpressung des Kontra-
henten.
2. Ausweitung politischer Macht (Erweiterung 
des eigenen politischen Handlungsspielraums).
3. Festigung des Hegemonialanspruchs im 
eigenen Machtbereich (z. B. im Umkreis der Sa-
tellitenländer).
Keines dieser Ziele muß in einem Krieg ver-
wirklicht werden. Es genügt schon die Stö-
rung des politischen und militärischen Gleich-
gewichts in der Welt oder im mitteleuro-
päischen Raum, um eines dieser Ziele durch-
setzen zu können. Dies geschieht in der Regel 
durch die Provokation einer Krise.
Zur Beurteilung der Gesamtbedrohung sind 
zwei Fragen von grundlegender Bedeutung60 ):

61) Vgl. hierzu die Untersuchung der amerikani-
schen Wissenschaftler Brzezinski und Huntington, 
Politische Macht in den USA und in der UdSSR; 
siehe dazu die Besprechung dieser Untersuchung in: 
Wehrkunde, Mai 1967, S. 280.

Welche außenpolitischen Ziele verfolgt der 
Gegner und welche Vorstellungen hat er von 
der Verhaltensweise der Gegenseite, z. B. von 
der westlichen Seite?
Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß 
der Gegner sein Rüstungspotential aufgebaut 
hat und aufrechtzuerhalten sucht?

Beide Fragen stehen in einem engen Zusam-
menhang, wenn man sich vergegenwärtigt, 
daß die Rüstungspolitik gerade in der Phase 
der Entspannungspolitik immer mehr von den 
Prioritäten und Zielsetzungen der Außenpo-
litik bestimmt wird.

Ein großer Unsicherheitsfaktor sind die Inten-
tionen der Gegenseite. Die künftige sowjeti-
sche Verhaltensweise entzieht sich einer siche-
ren Voraussage. Hier liegt ein weites Feld der 
Mutmaßungen und Hypothesen. Denkmodelle 
sind zwar möglich, jedoch haben sie zunächst 
nur hypothetischen Charakter. Gesichert ist 
allerdings die Herausstellung sowjetischer 
Grundmotive bzw. der Prioritäten im Feld 
sowjetischer Außenpolitik:

1. Bestrebungen zur Sicherung des Status quo.

2. Festhalten am Ziel der Weltrevolution, 
wenn auch nicht unbedingt mit kriegerischen 
Mitteln.

3. Durchsetzung machtpolitischer Ziele zur 
Erweiterung der sowjetischen Stellung in der 
Welt (Hegemonialanspruch in Europa).

Bei der Analyse dieser Ziele ist es von Be-
deutung, welche Ziele auf die Rüstungspolitik 
bzw. Militärpolitik einwirken. Denn so wird 
sichtbar, welche Grundmotive hinter dem Stre-
ben der Sowjets stehen, ihr Militärpotential 
zu politischen Zwecken einzusetzen.

IX. Entspannung und Konvergenz der Systeme

Nach einer weitverbreiteten Vorstellung ist 
die Entspannungspolitik mit der Erwartung 
verknüpft, ein Ausgleich von Ost und West 
könne schon deshalb gefunden werden, weil 
die Gesellschaftssysteme trotz ideologischer 
Differenzen dem Trend zur Angleichung (Kon-
vergenz) unterliegen. Diese Ansicht geht auf 
die Überzeugung zurück, daß der Prozeß zur 
Industrialisierung in der sowjetischen Gesell-
schaft wie auch im Westen am Ende zu ver-
gleichbaren Ergebnissen führen müsse. Sicher-
lich läßt sich nicht bestreiten, daß das kommu-

nistische und das westliche System gegenwär-
tig einer ähnlichen Entwicklung unterworfen 
ist, die beispielsweise in der Wirtschaft vom 
Rentabilitätsfaktor, von Maßnahmen zur Ra-
tionalisierung sowie von kooperativen Füh-
rungsmethoden gekennzeichnet ist. Eine Kon-
vergenz der Gesellschaftssysteme im Sinne der 
Angleichung von ideologischen Positionen 
braucht dennoch nicht einzutreten61 ).

Der Prozeß der Liberalisierung und Demokra-
tisierung, der im Lager der Ostblockstaaten 
eingesetzt hat, kann zwar zu einem größeren

60) Vgl. zur Frage der Bedrohungsvorstellungen: 
G. Wettig, Der Wirkzusammenhang um die Kon-
fliktsituation von Bedrohungsvorstellungen, in: 
Jahrbuch für Frieden und Konfliktforschung 1971, 
Band 1, S. 160.



Maß an Rücksichtnahme auf Wohlstand und 
Konsum der breiten Massen führen, wodurch 
die ideologischen Motive 
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zurücktreten. Den-
noch läßt sich aber die Zukunft nicht exakt 
voraussagen. Voraussicht bedeutet stets eine 
„berechenbare Extrapolation des Heutigen", 
während die Planung von der Gegenposition 
ausgeht, daß die Zukunft zweckmäßig mani-
pulierbar sei ).
Die heutige Gesamtkonstellation in der So-
wjetgesellschaft läßt sich jedoch nicht so exakt 
auf die Zukunft hin extrapolieren, daß eine 
sichere Voraussage über die ideologische Ein-
stellung der führenden Machteliten in der 
UdSSR möglich sei. Die Konvergenzthese mag 
eine interessante Interpretation der gegenwär-
tigen Problematik von Ost und West einschlie-
ßen, jedoch muß davor gewarnt werden, eine 
notwendige wirtschaftliche Reform schon als 
Liberalisierung im geistesgeschichtlichen Sinne 
anzusehen.
Mit Sicherheit läßt sich soviel sagen, daß im 
Zeitalter des Polyzentrismus die gemeinsame 
kommunistische Ideologie nicht mehr ausrei-
chen wird, den sowjetischen Führungsanspruch 
zu sichern. Daraus ließe sich schließen, daß die 
UdSSR in wachsendem Maße wirtschaftliche 
und militärische Abhängigkeiten schaffen wird 
und die sowjetische Politik gegenwärtig 
auf Prädominanz ausgerichtet ist. Dem ent-
spricht auch das außenpolitische Streben, über 
das Vehikel der sogenannten Europäischen 
Sicherheitskonferenz die amerikanischen Streit-
kräfte aus Europa zu drängen, die dem Streben 
nach Prädominanz Einhalt gebieten könnten. 
Was ist angesichts der Tatsache, daß eine Kon-
vergenz im Sinne der ideologischen Annähe-
rung noch nicht denkbar ist, der mögliche Sinn 
politischer Entspannung? Auf jeden Fall 

könnte eine „Klimaverbesserung" durch Ent-
spannungspolitik zustande kommen, die für 
künftige Verhandlungen über kooperative 
Möglichkeiten von grundlegender Bedeutung 
ist. Kimaverbesserung in der politischen Land-
schaft ist jedoch ein komplexes Phänomen. Es 
betrifft insbespndere die Annäherung der 
Machteliten von Gesellschaftssystemen, zu der 
folgende Aspekte gehören:

1. Bewußtwerden gemeinsamer Interessen-
lagen in bestimmten Bereichen von Wirtschaft, 
Technologie und Kultur. Damit ist noch keine 
Veränderung der ideologischen Positionen ge-
meint, sondern bestenfalls die Ausklammerung 
ideologischer Faktoren in jenen Bereichen.

2. Änderung der Vorstellungen in den Macht-
eliten zweier Völker, die die eine Seite von 
der anderen besitzt. Derartige Bewußtseins-
änderungen kommen aufgrund wechselseitiger 
Rückkoppelungsprozesse zustande, die zum 
Abbau der Feindbilder wie zum wachsenden 
Verständnis für gemeinsame Konflikte führen 
können.

Der zweite Aspekt ist für die Analyse der Ent-
spannung von so grundlegender Bedeutung, 
daß man die These vertreten kann: Klimaver-
besserung aufgrund von Entspannung be-
deutet eine Wandlung im Bewußtsein der 
Machteliten, was zugleich eine günstige Vor-
aussetzung für künftige Schritte auf dem 
Wege weiterer Entspannung sein kann.

Damit hängt eine zweite These eng zusammen: 
Klimaverbesserung durch Entspannung führt 
zu einer Abschwächung der beiderseitigen Be-
drohungsvorstellungen und stellt eine poli-
tisch-psychologische Voraussetzung der Frie-
denssicherung dar.

X. Entspannung und zwischenstaatliche Rückkoppelung

Zum Schluß sei der Ansatz skizziert, der es
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ermöglicht, politische Konflikte in der Phase 
der Entspannungspolitik zu analysieren ).
Auf der Ebene des Bewußtseins politischer 
Eliten, die auf den Fortgang der Entspannungs-
politik großen Einfluß haben, läßt sich der

62) Vgl. H. Lüthi, Wozu Geschichte? in: Der Monat, 
Dezember 1967.
63) Vgl. Ludwig Schulte, Methoden zur Quantifizie-
rung politischer Spannungen in Konfliktfällen, in: 
Beiträge zur Konfliktforschung, Heft 1/1972, S. 5—22.

Vorgang der Entspannung als ein Prozeß 
wechselseitiger Rückkopplung beschreiben, 
der zur Herausbildung gemeinsamer Inter-
essenlagen zweier oder mehrerer Nationen 
führt bzw. dem von vornherein gemeinsame 
Interessenlagen zugrunde liegen. Hierbei 
nähert sich die eine Seite den Ziel Vorstellun-
gen der anderen und fühlt sich damit ermutigt, 
ihrerseits die eigenen Zielvorstellungen denen 
der anderen Nation anzugleichen und umge-
kehrt. Dieser Prozeß kommt an ein Ende, wenn 



neue gemeinsame Interessenlagen gefunden 
sind bzw. wenn die gemeinsamen Interessen 
eine endgültige Formulierung erfahren haben. 
Diese bilden dann die Grundlage politischer 
Kompromisse in strittigen außenpolitischen 
Fragen. Damit ist die Voraussetzung einer 
zwischenstaatlichen Kooperation im Felde von 
Wirtschaft, Technologie, Kultur etc. gelegt.
Gemeinsame Interessenlagen lassen sich be-
stimmen als jene Interessen, über die zwi-
schen zwei oder mehreren Ländern Einmütig-
keit besteht. Dies setzt voraus, daß über In-
halt und Bedeutung dieser Interessen eine 
eindeutige Auffassung möglich ist, die sich 
frei von ideologischen Einflüssen hält.
Die Herausarbeitung gemeinsamer Interessen-
lagen bedeutet keineswegs eine Konvergenz 
der Systeme. Die ideologischen Positionen 
bleiben unverändert. Der Prozeß wechselseiti-
ger Rückk
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oppelung bezieht sich nun sowohl auf 
die Deutungsmuster wie die Zielvorstellungen 
zweier Nationen. Deutungsmuster steuern die 
Vorstellungen und Wahrnehmungen einer Na-
tion in Richtung auf eine andere. Zu Deutungs-
mustern gehören auch Auslandsbilder oder 
Feindbilder. Zielvorstellungen dagegen sind 
von grundlegender Bedeutung für die Außen-
politik eines Landes. Sie sind das,* was mit 
den Maßnahmen der Außenpolitik erreicht 
werden soll ).
Deutungsmuster von Nationen, die zu anderen 
Nationen im Verhältnis der Konkurrenz oder 
des machtpolitischen Gegensatzes stehen, kön-
nen verschiedene Formen annehmen:
1. Feindbilder verschiedener Intensität.
2. Vorstellung der Nation A von der Nation B 
als eines Kontrahenten (politische oder wirt-
schaftliche Interessengegensätze).
3. Vorstellung der Nation A von der Nation B 
als eines Partnerstaates (Voraussetzung sind 
Möglichkeiten der Kooperation von A und B).
Im Zuge politischer Entspannung kommen 
stets Rückkoppelungsvorgänge ins Spiel, die 

auf die Deutungsmuster wie die Zielvorstel-
lungen beider Nationen einwirken. Insgesamt 
ergeben sich folgende Rückkoppelungsvor-
gänge:

1. Die Deutungsmuster und Zielvorstellungen 
der Nation A wirken auf Deutungsmuster und 
Zielvorstellungen der Nation B ein. So kann 
es geschehen, daß im Zuge eines solchen Rück-
koppelungsvorganges die Feindbilder auf bei-
den Seiten sich abschwächen, da jede Seite 
den Eindruck gewinnt, daß die andere daran 
interessiert ist, die alten Denkschemata nach 
dem Grundmodell von Freund und Feind ab-
zubauen.

Die Abschwächung der Feindbilder kann auch 
nur partiell geschehen, nämlich im Felde jener 
gemeinsamer Interessen, um die es sich bei 
einer bestimmten Kooperation handelt.

In dem Maße, wie sich der Rückkoppelungs-
vorgang zweier Nationen vollzieht, kommt es 
auch im innerstaatlichen Bereich zu einer Rück-
koppelungsbeziehung zwischen den Deutungs-
mustern und den Zielvorstellungen im Be-
wußtsein der Eliten und der Bevölkerung wie 
auch der Eliten und Regierungen.

2. Wenn sich die Nation A oder B ermutigt 
fühlt, die Prioritäten und Zielvorstellungen 
der Außenpolitik im Sinne einer größeren 
Kooperation zu verändern, so wirkt dies 
naturgemäß auf die Deutungsmuster zurück. 
Allerdings setzt dieses die beiderseitige Er-
kenntnis sogenannter gemeinsamer Interessen-
lagen voraus.

3. Das Ergebnis der Rückkoppelungsprozesse 
auf beiden Seiten (innerstaatlich wie zwischen-
staatlich) kann dazu führen, daß gemeinsame 
Zielvorstellungen entwickelt werden. Dies 
setzt vielfach Wertentscheidungen voraus. 
Wertentscheidungen sind die letzte Legitima-
tionsgrundlage dafür, daß ein gemeinsamer 
Vorteil in der Kooperation zweier Staaten an-
gestrebt wird.

XI. Kommunikationsforschung

Die Analyse wechselseitiger Rückkoppelungs-
vorgänge steht erst im Anfang. Von seifen 
der Kommunikationsforschung sind dabei

64) Vgl. G. Wettig, Der Wirkzusammenhang und 
die Konfliktsituation von Bedrohungsvorstellungen, 
a. a. O., S. 163.

wichtige Beiträge in der analytischen Durch-
dringung dieser Prozesse zu erwarten. Diese 
Forschungsrichtung geht davon aus, daß eine 
gegenseitige Abhängigkeit zwischen dem Kon-
fliktgeschehen und der zwischenstaatlichen 
Kommunikation besteht. Zwar sind nennens-



werte praktische Ergebnisse aus entsprechend 
thematisierten Untersuchungen z. Z. noch nicht 
verfügbar, wenn man davon absieht, daß die 
Vereinigten Staaten bereits im Anschluß an 
die Kuba-Krise den Versuch unternommen 
haben, die unterschiedliche Reaktionsweise der 
Sowjetunion und der Vereinigten Staaten mit-
tels der quantitativen Inhaltsanalyse (content 
analysis) zu erfassen65 ). Doch beginnt sich die 
Forschung dieser Problematik mehr und mehr 
zuzuwenden, da ihre Bedeutung für die Klä-
rung internationaler Beziehungen unbestritten 
ist.

65) Vgl. die Vorstellung dieser Methode in „Me-
thoden zur Quantifizierung" (Fußnote 63).
66) Vgl. J. B. Mentzel, Feindbild in der DDR 
(1967—71), in: Deutschland-Archiv, Februar 1972.
67) Vgl. H. A. Jacobsen, Anmerkungen zur Unter-
suchung internationaler Konflikte, in: Beiträge zur 
Konfliktforschung 1971/1 und 2. S. 9.

So hat Jörg-Peter Mentzel die Frage des 
Feindbildes in der DDR (1967—1971) mit einer 
quantitativen Analyse der Zeitschriften, Zei-
tungen, Bücher und Broschüren, die in der 
DDR erschienen sind, untersucht 66).  In die-
sen Untersuchungen geht es darum, „kri-
tisch die außen
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politischen Berichterstattungen 
in den einzelnen Nachrichtenmedien zu unter-
suchen, anhand von Aussageanalysen nachzu-
forschen, wie das Bild vom Ausland oder von 
Ereignissen auf internationaler Ebene verzerrt 
wird. In diesem Zusammenhang wäre es auch 
wichtig, herauszuarbeiten, wieviel Raum bei-
spielsweise bei internationalen Konflikten der 
Darlegung der eigenen und wie wenig Raum 
der Darstellung der Position des Konfliktpart-
ners in den Berichten und Kommentaren der 
Zeitungen, Rundfunk und Fernsehsendungen 
gewidmet wird" ).
Insbesondere hat sich die Forschung dem 
Auslandsbild in der außenpolitischen Bericht-
erstattung verschiedener Kommunikationsme-
dien zuzuwenden. Auslandsbilder sind nicht 
nur Hilfsmittel zur Orientierung, sondern auch 
geeignet, Konflikte auszulösen oder die Kon-
fliktbereitschaft zu erhöhen, insbesondere dann, 
wenn das Auslandsbild als eines der Deu-
tungsmuster einer Nation sich zum Feindbild 
verwandelt. In diesem Feld kommt den Macht-
eliten der Länder, die auf die inländische 
Bericherstattung einen großen Einfluß haben, 
eine nicht unerhebliche Bedeutung zu. Man 
kann geradezu von der Interdependenz von 
Auslands- und Inlandsberichterstattung spre-
chen, wobei der Vorgang nach dem Modell 
eines Rückkoppelungsmechanismus abläuft: 
Festgelegte politisch-ideologische Wertauffas-

sungen und Leitbilder werden durch politische 
und intellektuelle Eliten der breiten Bevölke-
rung über die Massenmedien als verbindlich 
oktroyiert. Hierin kommt die Tendenz zum 
Ausdruck, das Auslandsgeschehen bzw. den 
Konfliktpartner nach einem ideologisch fixier-
ten Weltbild auszurichten. Somit wird die 
Auslandsberichterstattung zu einer komple-
mentären Funktion der Inlandsberichterstat-
tung. Dieser Vorgang entspricht dem Autis-
musmodell, das Dieter Senghaas entwickelt 
hat: In einer ideologischen verfärbten Aus-
landsberichterstattung liegt zugleich die ideo-
logische Selbstbestätigung der Machteliten, 
die die Auslandsberichterstattung steuert und 
kontrolliert.

Zum Ganzen läßt sich sagen, daß die Rolle 
der Ideologien als Faktor politischer, militä-
rischer und gesellschaftlicher Konflikte ein 
wichtiges Objekt der Kommunikationsfor-
schung darstellt. Offene Kommunikations-
systeme, die in einem pluralistischen Gesell-
schaftssystem eine größere Durchsetzungs-
chance haben, begünstigen allgemein die Bei-
legung zwischenstaatlicher Konflikte, da sie 
die Möglichkeit der Selbstkorrektur erhöhen. 
Geschlossene Kommunikationssysteme, die im 
allgemeinen typisch sind für totalitäre Gesell-
schaftssysteme, sind dagegen weniger geeig-
net, Konfliktsituationen zu entschärfen.

Im Falle künftiger Kooperation zwischen den 
Gesellschaftssystemen von Ost und West 
kommt den Machteliten westlicher Nationen, 
die über das Instrumentarium eines offenen 
Kommunikationssystems verfügen, eine große 
Bedeutung hinsichtlich der Stimulierung der 
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Machteliten im Herrschaftsbereich des Kon-
fliktpartners zu. Es erscheint nicht undenk-
bar, daß im Zuge einer zwischenstaatlichen 
Rückkoppelung das Auslandsbild des Konflikt-
partners in einen Wandlungsprozeß hinein-
gezogen wird, der durch die Impulse der 
Machteliten in einem offenen Kommunika-
tionssystem mit ausgelöst wird. In diesem 
Problemfeld befindet sich die Forschung noch 
am Anfang. Jedenfalls ist die Öffnung von 
nationalen Kommunikationssystemen und die 
Transparenz eines weltweiten Kommunika-
tionssystems sicherlich eine wichtige Voraus-
setzung für die Erreichung weltpolitischer 
Stabilität ).

68) Vgl. H. J. Koschwitz, Internationale Kommuni-
kation als Forschungsbereich der Publizistik und 
Politikwissenschaft, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 52/71.



Winfried Böll

Entwicklungspolitik und administrative Praxis

Entwicklungspolitik sei ein Test auf die Lern-
fähigkeit unserer Gesellschaft, stellte Erhard 
Eppler in seiner programmatischen General-
formel fest. Wer den Verlauf dieser Prüfung 
im politischen System — Regierung, Parla-
ment, Presse und Lobby — und in der Praxis 
der Ministerialverwaltung erlebt, wird leicht 
aggressiv, wenn angesichts der unübersehba-
ren Misere und Ohnmacht der gegenwärtigen 
Versuche, letzte Chancen für eine humanere 
Weichenstellung in der internationalen Wirt-
schafts- und Gesellschaftspolitik zu stellen, 
manche Forscher die Zukunft eher in Entwür-
fen f
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ür morgen als in der Entscheidungshilfe 
für heute suchen. Insoweit hat Johannes 
Gross mit der Überschrift seines intelligent-
reaktionären Buches recht ). Ihre Interessenla-
ge zwingt Entwicklungs-Politik zu unduldsa-
men und pragmatischen Forderungen auch an 
die Zukunftsforschung. Was kann Wissen-
schaft heute und in den nächsten zehn Jahren 
dazu beitragen, unsere Gesellschaft zu ver-
nünftigem Handeln gegenüber der Dritten 
Welt zu zwingen, d. h. sie so zu verändern, 
daß ihre Ansprüche, ihr Handeln und ihre 
Wirkungen einer vernünftigen sozialen und 
humanen Ordnung der Innenverhältnisse der 
Welt nicht mehr im Wege stehen?
Es gibt keine Zukunft ohne die bislang unter-
privilegierte Mehrheit der Menschheit. Me-
thodisch mag es nützlich sein, die Trends in 
den Industriegesellschaften zu isolieren; auf-
zuzeichnen und zu berechnen, wann und wie 
die 
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Bäume fallen, die sich anschicken, in den 
Himmel zu wachsen. Vor allem globale Be-
rechnungen wie die von Forrester 2) und Mea-
dows ) sind bei allen methodischen Einwän-
den, die vielleicht berechtigt sind, nützlich 
und im Endergebnis richtig. Sie zeigen, was 
kommen wird, wenn wir uns treiben lassen 
und, wie Eppler gesagt hat, die Zukunft als 
Fortsetzung des üblichen erwarten, ohne 
rechtzeitig und radikal das Steuer herumzu-
werfen.

„Ich will die Zustände nicht dramatisieren. 
Aber nach den Informationen, die mir als Ge-
neralsekretär der Vereinten Nationen zuge-
hen, haben nach meiner Schätzung die Mit-
glieder dieses Gremiums noch etwa ein Jahr-
zehnt zur Verfügung, ihre alten Streitigkeiten 
zu vergessen und eine weltweite Zusammen-
arbeit zu beginnen, um das Wettrüsten zu 
stoppen, den menschlichen Lebensraum zu 
verbessern, die Bevölkerungsexplosion nied-
rig zu halten und den notwendigen Impuls 
zur Entwicklung zu geben. Wenn eine solche 
weltweite Partnerschaft innerhalb der näch-
sten zehn Jahre nicht zustande kommt, so 
werden, fürchte ich, die erwähnten Probleme 
derartige Ausmaße erreicht haben, daß ihre 
Bewältigung menschliche Fähigkeiten über-
steigt."

Diese Worte von U Thant aus dem Jahre 1969 
— fast ein Drittel der gesetzten Zeit ist bald 
verstrichen — sollten einer Verständigung 
über die vordringlichen Aufgaben auch der 
Zukunftsforschung zugrundegelegt werden. 
Nicht umsonst werden sie von Dennis Mea-
dows der Einführung des Berichts des Club of 
Rome zur Lage der Menschheit vorangestellt. 
Dort werden U Thants Worte kommentiert: 
„Dennoch ist nur ein winziger Teil der 
Menschheit aktiv darum bemüht, diese Pro-
bleme überhaupt erst zu verstehen und nach 
Lösungsmöglichkeiten zu suchen." Das Häuf-
lein von Politikern, Journalisten, Wissen-
schaftlern, Planern und Administratoren in 
Ost und West, in den internationalen Organi-
sationen und in den Entwicklungsländern, das 
die Lektionen der Entwicklungshilfe der letz-
ten zwanzig Jahre gelernt hat, ist noch klein, 
kann Wählerverhalten noch kaum nachhaltig 
beeinflussen. Es findet zwar überall verbale 
Zustimmung, aber in Konfliktfällen wenig 
Rückhalt, stärker bei den Kirchen, kaum bei 
den Gewerkschaften. Immerhin ist Entwick-
lungspolitik zu einem selbstverständlichen

1) Johannes Gross, Absagen an die Zukunft, Frank-
furt 1970.
2) Jay W. Forrester, World Dynamics, Cambridge 
Mass. 1971.
3) Dennis Meadows, Die Grenzen des Wachstums, 
Bericht des Club of Rome zur Lage der Mensch-
heit, Stuttgart 1972.

Mit freundlicher Genehmigung des Carl Hanser 
Verlages wird dieser Aufsatz aus dem in Kürze 
erscheinenden Sammelband „Ansichten einer künf-
tigen Futurologie“ als Vorabdruck veröffentlicht. 
Er wird dort unter dem Titel „Die Zukunft der 
Entwicklungspolitik braucht ein Sofortprogramm 
der Zukunftsforschung" publiziert.



Teil öffentlicher Aufgaben geworden, ihr Ein-
fluß auf die Gesamtpolitik wächst — wenn 
auch zu langsam, um noch rechtzeitig Wir-
kungen zu erzielen, Katastrophen für Millio-
nen Menschen zu vermeiden. Die Feststellun-
gen und Forderungen der Entwicklungspolitik 
sind radikaler und unnachsichtiger geworden, 
ihre Fragen zahlreicher und schonungsloser. 
Die Zukunftsforschung hat einiges dazu ge-
tan, den Horizont dieser Fragen zu erweitern. 
Ob sie bereit ist, sich auf der Suche nach 
praktikablen Lösungsmöglichkeiten für die 
nächsten Jahre zu disziplinieren, und sich ei-
nem Notprogramm des Vordringlichen, 
Nächstliegenden, unter den gegebenen Um-
ständen Realisierbaren zu verpflichten, bleibt 
abzuwarten.
Wer in seiner täglichen Arbeit erleben muß, 
daß zahlreiche nützliche und erfolgreiche 
Maßnahmen und Projekte zwar unbestreitbar 
Erfolge bringen, aber nicht den erwarteten Er-
folg, wer dabei täglich unter Entscheidungs-
zwang steht und zu den Anträgen, Vorhaben 
und Maßnahmen Stellung nehmen muß, die 
auf den Schreibtisch kommen, wer die vom 
Haushaltsgesetzgeber bereitgestellten Mittel 
sinnvoll ausgeben soll und nicht bereit ist, 
den oft deprimierenden Begrenzungen des 
Verwaltungsalltags einfach zu entfliehen, 
einen Lehrauftrag anzunehmen, Bücher zu 
schreiben und im Kampf der Lehrmeinungen 
nach richtigen Theorien zu suchen, der 
braucht Strategien und Handlungsanleitungen 
für die Arbeit unter den gegebenen Verhält-
nissen, Sytemgrenzen und Machtkonstella-
tionen. Es gibt keine Alternativen. Der Präsi-
dent der Weltbank, Robert McNamara, der 
von Amts wegen wohl kaum gehalten ist, den 
Erfolg einer mehr als zwanzig Jahre vornehm-
lich von kapitalistischen Ländern praktizier-
ten Entwicklungshilfe in Frage zu stellen, 
kam am 14. April 1972 in Santiago de Chile 
zu dem Ergebnis:

„Der Stand der Entwicklung in einem Groß-
teil der Entwicklungsländer ist heute untrag-
bar und verschlimmert sich zusehends.

Er ist nicht etwa deswegen untragbar, weil es 
in den vergangenen Jahren — insbesondere 
während der 60er Jahre — keinen Fortschritt 
gegeben hat, sondern weil alle Entwicklungs-
programme sich weitgehend auf gesamtwirt-
schaftliche Zielsetzungen erstreckt haben, 
ohne dafür zu sorgen, daß alle Völker und 
alle Gruppen innerhalb der Völker in glei-
chem Umfang am wirtschaftlichen Fortschritt 
teilhaben. Heute, am Eingang des zweiten 

Entwicklungsjahrzehnts, beginnt man die Feh-
ler der Verga
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ngenheit zu erkennen, doch ha-
ben bisher weder die Industrieländer noch die 
Entwicklungsländer Anstalten getroffen, sie 
auszuräumen." )
Die Äußerungen McNamaras in den letzten 
Jahren zeigen, daß er den Konsequenzen, bis 
hin zur „Revolution der Organisation und 
Ausbildung" der Bauern in den Entwicklungs-
ländern, nicht ausweicht.

In der Rede vor der Columbia Universität gab 
McNamara zu, was jeder in der Entwick-
lungshilfeadministration weiß, der seinen Ho-
rizont nicht durch den täglichen Projekt- und 
Bewilligungsbetrieb einengen läßt:

„ [. . .] wir empfangen immer noch ausschließ-
lich Notsignale; wir wissen immer noch nicht, 
wie wir vorgehen sollen. Das sollten wir of-
fen zugeben. Für die vielen Fragen, die sich 
uns in den nun beginnenden 70er Jahren auf 
zahllosen Gebieten stellen, haben wir keine 
Antworten parat. Wir benötigen dringend 
neue Forschungs- und Untersuchungsmetho-
den, mit deren Hilfe wir unsere Unwissenheit 
über die s
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ozialen Dimensionen des wirtschaft-
lichen Wandels beheben können und für das 
vor uns liegende Jahrzehnt ein groß angeleg-
tes Planungsschema entwickeln können." )

Ich bin skeptisch, was die Chancen einer 
weltweiten Einigung über ein großangelegtes 
Planungsschema anbetrifft. Vielleicht wird 
die Weltbank nicht einmal für ihren eigenen 
Aufgabenbereich eine weltweite Einigung er-
reichen. Entscheidend ist vielmehr, daß wir 
brauchbare Verfahren zur Umsetzung unserer 
Erkenntnisse über die komplexen Bedingun-
gen und Auswirkungen des Entwicklungspro-
zesses in machbare und unter den gegebenen 
Verhältnissen durchsetzbare Vorhaben erhal-
ten. Voraussetzung dazu ist, daß die kritische 
Wissenschaft bereit ist, sich auf die begrenz-
ten Möglichkeiten der kritischen, koopera-
tionswilligen Minderheiten in der administra-
tiven Praxis einzulassen und ihnen zu helfen, 
den Kampf in der Verwaltung zu führen. Es 
gilt, die zahlreichen Möglichkeiten und Chan-
cen aufzudecken, die in der Komplexität der 
Apparate ebenso zu finden sind, wie in der 
Deckungsungleichheit zwischen mächtigen

4) Robert S. McNamara, Rede vor der Konferenz 
der UN über Handel und Entwicklung, Santiago, 
Chile, 14. 4. 1972. Veröffentlichung der Weltbank.
5) Robert S. McNamara, Rede vor der Columbia 
Universität, 20. 2. 1970. (Von der Weltbank als 
Manuskript verteilt.)



Interessen — deren Vertretung in den Partei-
en und der von ihnen nicht einfach funktional 
abhängigen Verwaltung mit ihrem „Vorfeld", 
zahlreichen „gemeinnützigen", partiell unab-
hängigen gesellschaftlichen Gruppen und Or-
ganisationen.
Die Entwicklungspolitik hat sich auch in ih-
ren administrativen Strukturen in den letzten 
Jahren als permanente Herausforderung, als 
notwendig systemimmanente, aber die ein-
grenzenden Bedingungen des Systems selbst 
erweiternde Instanz innerhalb der Regie-
rungs- und Verwaltungsmaschinerie etabliert. 
Mit der schrittweisen Emanzipation der Ent-
wicklungspolitik aus der Abhängigkeit von 
Außenpolitik und Wirtschaftspolitik ist Zu-
kunft in der Weltdimension zur alltäglichen 
Staatsaufgabe geworden. Entwicklungspoliti-
ker und Entwicklungsadministratoren, die 
große Schar der Experten im Ausland und 
selbst unsere Entwicklungshelfer sind zwar 
keineswegs die „revolutionäre" Truppe der 
zwischenstaatlichen Beziehungen, zu der sie 
gelegentlich stilisiert werden. Es wäre beruhi-
gend, wenn davon noch etwas nachweisbar 
wäre.

Noch ist die Entwicklungspolitik darauf ange-
wiesen, ihre Maßstäbe und Zielsetzungen den 
gewohnten außenpolitischen oder außenwirt-
schaftlichen Interessen „aufzumodulieren", 
ihre Forderungen sozusagen umzusetzen in 
Bedürfnisse der Außenpolitik. Ähnlich ist es 
gegenüber der Agrar-, Informations- und Wis-
senschaftspolitik; sie müssen in Kompromis-
sen vor den entwicklungspolitischen Karren 
gespannt werden. In einer von traditionellen 
Anschauungen und Gepflogenheiten belaste-
ten Administration gehört es geradezu zur 
Kunst innovativer Einflußnahme, wechselnde 
Koalitionen mit klassischen Interessen einzu-
gehen und auf dem Wege des fruchtbaren 
Mißverständnisses neuartige Zielsetzungen 
mit vertrauten Argumenten durchzusetzen. 
Lange Zeit konnte man mit Hinweis auf „das 
deutsche Ansehen" oder — in ganz finsteren 
Vorzeiten — auch auf die „kommunistische 
Gefahr" Notwendiges bei Instanzen durchset-
zen, die anderen Argumentationen nicht zu-
gänglich waren.

Noch ist es weit bis zu jener radikalen Revi-
sion des Verhältnisses politischer Zielsysteme 
zueinander, die die Weltlage zumindest seit 
dem Ende des ersten Weltkrieges erfordert: 
daß nämlich entwicklungspolitische Erforder-
nisse die entscheidenden Daten für Außenpo-
litik, Wirtschaftspolitik, Wissen, Bildungs-

und Strukturpolitik setzen. Nicht weniger 
wird mit dem Begriff „Weltinnenpolitik" ge-
fordert. Hierin liegt die von den konkurrie-
renden Ressorts und Interessen durchaus be-
merkte und begriffene Arroganz des entwick-
lungspolitischen Ansatzes, nämlich den „klas-
sischen" politischen Zielen Bindungen an 
neue, globale Oberziele aufzuzwingen und 
sich diese Anpassung nicht mit Haushaltsmit-
teln und einer gewissen Gestaltungsfreiheit 
im Rahmen der sogenannten Technischen Hil-
fe abkaufen zu lassen.

Die Schwierigkeiten auf diesem Wege liegen 
nicht so sehr in den ökonomischen Grundla-
gen des gegebenen Systems, sondern im Ge-
leitzugeffekt der politischen Rücksichtnahmen 
auf die hartnäckigsten und schwerfälligsten 
Gruppen, sofern diese in ausreichendem Maße 
Wählerstimmen repräsentieren.

Trotzdem kann gezeigt werden, daß Entwick-
lungspolitik dem öffentlichen Bewußtsein und 
vor allem auch entscheidenden Gruppen in 
Parlament, Regierung und Verwaltung voraus 
sein kann, daß sie diesen Spielraum perma-
nent erweitert, daß sie auch im gegebenen 
System Lehren erteilen kann, daß sie Lehr-
konflikte erzeugt und durchsteht und gegen 
erhebliche Widerstände, die nicht verschwie-
gen werden sollen, einen Einstieg für den not-
wendigen Praxisbezug kritischer W
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issen-
schaft bietet; einen Einstieg, für den es heute 
keine Alternativen gibt, da man bei gegebe-
nem Zeitdruck weder akademischem Protest 
noch den in Randgruppen Isolierten eine 
Chance geben kann, „die Massen zu ergrei-
fen". Daß sich mit dem Gelingen oder Hinaus-
schieben der Emanzipation der armen Länder 
aus einseitiger Abhängigkeit und mit baldi-
gen Antworten auf die Fragen, die die Gren-
zen des Wachstums und der Abnutzungsmög-
lichkeiten der natürlichen Lebensvorausset-
zungen der Erde uns stellen, entscheidet, wel-
chen Spielraum mögliche Zukünfte haben, 
wird nicht bestritten. Daß man nicht auf gün-
stigere Verhältnisse warten kann als auf die, 
die wir jetzt haben — politisch, wirtschaft-
lich, gesellschaftlich — ergibt sich zwangs-
läufig aus dem Zeitdruck. Fritz Scharpf, der 
in einem z. Zt. nur im Manuskript vorliegen-
den Vortrag über „Langfristplanung und Re-
formpolitik" ) die „Frage nach der Fähigkeit 
unseres gesellschaftlich-politischen Systems, 
seine eigene Entwicklung zu steuern, sich

6) Fritz Scharpf, Langfristplanung und Reformpoli 
tik. Vortragsmanuskript v. 6. 1. 1972. 



selbst durch absichtsvolles politisches Han-
deln zu verändern", stellt, kommt — von den 
Thesen der linken Spätkapitalismustheorie 
ausgehend — u. a. zu dem Ergebnis, daß „die 
Behauptung einer zunehmenden Diskrepanz 
zwischen gesellschaftlichen Problemen und 
politischer Problemverarbeitung und damit ei-
ner zunehmenden Problem- und Krisenüberla-
stung des Systems plausibel erscheint". Er 
„hält es für zumindest möglich, daß die ei-
gentlich wirksamen Restriktionen (für die er-
forderliche Steuerung von Wachstumsprozes-
sen — W.B.) gar nicht im ökonomischen, son-
dern im politischen Bereich liegen und des-
halb weniger mit unserer kapitalistischen 
Wirtschaftsorganisation als mit unserer kon-
kurrenzdemokratischen politischen Organisa-
tion zu tun haben". Seine zusammenfassende 
Kritik an der Fähigkeit der Verwaltung — 
der zweifellos eine Schlüsselfunktion bei Pla-
nung, Konfliktaustragung und Konsensbil-
dung „im Grabenkrieg der praktischen Poli-
tik" zukommt, endet in der Feststellung, daß 
eine Antwort auf die Frage, ob „die spezifi-
schen Problemverarbeitungsinstrumente und 
Problemverarbeitungschancen der spätkapita-
listischen Demokratien" ausreichen, „um den 
wachsenden Problemdruck" aufzufangen, 
„von unserer Fähigkeit" abhängt, „die Analy-
se und Planungskapazität unseres Regierungs-
systems rasch auszubauen und gleichzeitig 
politische Konsens-Konfliktprozesse in strate-
gisch ausgewählten Bereichen in Gang zu set-
zen und über lange Zeit aufrechtzuerhalten". 
Dafür gibt es „keine Erfolgsgarantie", be-
merkt Scharpf abschließend, aber auch „Miß-
erfolgsprognosen" brauchen „nicht notwendi-
gerweise zuzutreffen". Entwicklungspolitik ist 
solch ein strategisch auszuwählender Bereich. 
Analyse und Planung sind hier durchaus fort-
geschritten; wie aber sieht es mit den Reali-
sierungschancen aus?

Wir operieren in mehr als neunzig Ländern 
in allen Teilen der Erde, stehen vor dem Ein-
tritt in die UN, für deren Tätigkeit wir schon 
jetzt erhebliche finanzielle Verantwortung 
mittragen; aber mit welchem Zustand des Ap-
parates? Bewußt soll an einigen Beispielen 
aus „dem Grabenkrieg" der Verwaltung auf-
gezeigt werden, wo Stolperdrähte und Ver-
haue liegen. Die Chance für die Zukunft führt 
durch Felder banaler Alltagsrealitäten. Wer 
die Apparate nicht kennt, ihre Personal- und 
Haushaltsregeln, Karrieremuster und Rei-
bungsflächen mit dem politischen System, 
mag Gesetze machen, Mittel bewilligen, Kon-
zeptionen und Strategien planen; durch den 

Wolf der operativen Restriktionen gedreht, 
kommt nicht viel mehr als der alte Brei her-
aus.
Beginnen wir mit der Personalwirtschaft. Für 
die praktische Entwicklungspolitik ist es 
wichtiger, daß an der richtigen Stelle quanti-
tativ und qualitativ ausreichende personelle 
Kräfte bereit stehen, die die erforderlichen 
Auseinandersetzungen mit anderen Ressorts 
und den von ihnen vertretenen Interessen be-
stehen, den Dialog mit der Wissenschaft füh-
ren, eine stärkere Einbeziehung nicht nur der 
ansprechbaren Kräfte in den Partnerregierun-
gen in der Dritten Welt, sondern auch des 
kritischen Potentials in diesen Ländern in Pla-
nung und Vorbereitung der Entwicklungspoli-
tik voranbringen und die Erziehungsaufgabe 
der entwicklungspolitischen Praxis für die ei-
gene Gesellschaft in demonstrativen Konflik-
ten durchstehen. Wer von Entwicklungshilfe 
redet, redet zumeist von Geld. Sicher ist Geld 
wichtig, aber Menschen sind wichtiger. Bei der 
Besetzung der Kader entscheidet sich Zukunft 
nachhaltiger als bei der Zuweisung von Aus-
gabemitteln. Wer weiß aber, daß vom Perso-
nalzuwachs der Bundesbehörden in einem Jahr 
von 5200 Kräften — denen Neuzugänge von 
18 500 bei der Deutschen Bundespost und 13 500 
Neuzugänge bei der Bundesbahn gegenüber-
stehen — 4 100 Personen auf den zivilen Ver-
teidigungsbereich entfallen, während die ge-
samte übrige Bundesverwaltung „nur" eine 
Verstärkung um rund 1 100 Beschäftigte er-
hielt? 7) Politisch sind diese Zahlen aussage-
kräftiger als Manifeste, Reden und Fondserhö-
hungen. Personal will seine Tätigkeit rechtfer-
tigen. Die Gewichtung von Aufgaben der 
Staatsverwaltung folgt oft viel eher dem Per-
sonal- und Stellenschlüssel als der Zuwen-
dung von Etatmitteln. Zwar nimmt der gesun-
de Menschenverstand an, daß Personalstellen 
und ihre Ausstattung sich nach dem Gewicht 
und den Veränderungen der Aufgaben rich-
ten. Dem ist aber nicht so. Die öffentlichen 
Haushalte sind außerhalb von Fachkreisen 
noch immer geheimnisvolle Bücher, obwohl 
sie Machtverhältnisse, Veränderungen, Ein-
flußchancen eher offen- und bloßlegen als Re-
gierungserklärungen und programmatische 
Reden.

Die Mittel, die der Entwicklungspolitik etwa 
für Öffentlichkeitsarbeit zur Verfügung ste-
hen, entsprechen dem Aufwand einer mittle-
ren Brauerei.

7) Vgl.: Der Beamtenbund. Jg. 23. 1972. H 5. S. 2.



Die Personalstrukturen im öffentlichen Be-
reich, ihre tatsächliche Zusammensetzung, 
sind der politisch diskutierenden Öffentlich-
keit unbekannt. Wie informieren sich die ad-
ministrativen Kader? Welche Weltbilder, 
Vorbildungen, persönlichen Erfolge, Weiter-
bildungsmöglichkeiten, Kontakte zu gesell-
schaftlichen Gruppen, Theoriekenntnisse ha-
ben die Angehörigen des höheren Dienstes, 
die Mitglieder des Entwicklungs- und Haus-
haltsausschusses des Bundestages, die Redak-
teure und Korrespondenten, die vornehmlich 
verantwortlich für die Entscheidungen der 
Entwicklungspolitik sind? Wer weiß etwas 
darüber? — Was nützt Kritik, was helfen 
Kampagnen, Forderungen, überzeugende Aus-
arbeitungen, wenn sie nicht umgesetzt wer-
den in Einsichten der Entscheidungsträger? 
Ein noch so fortschrittlicher Minister wird am 
Ende einer Legislaturperiode nur wenig reali-
siert finden von seinen in Reden und Konzep-
ten formulierten politischen Vorstellungen, 
wenn der „Apparat" nur widerwillig mit-
spielt, mit sich oder anderen Apparaten um 
Positionen rangelt oder einfach im Bewußt-
sein zurückbleibt. Offenen Widerstand gibt es 
selten — der Apparat hat subtilere Möglich-
keiten. — Im Bewußtsein, es schon immer 
richtig gemacht zu haben, und eingedenk der 
Aufgabe jeder Administration in der Demo-
kratie, die Wachablösungen der Gewählten 
zu überleben, paßt man sich verbal an. Die 
Begründungen für Vorhaben entsprechen ge-
nau den Intentionen des Chefs. Die Vorhaben 
aber sind fast die gleichen — einige Korrek-
turen zugestanden.

Natürlich haben solche Fragen speziell wenig 
mit Entwicklungspolitik und viel mit Büro-
kratieforschung zu tun. Aber eine drängende 
Aufgabe wie Entwicklungspolitik unter dem 
Zeitdruck der Bevölkerungsexplosion legt 
schonungsloser bloß, was sonst als eben un-
vermeidbar und gewohnt wohl oder übel 
übergangen wird. Wo Zukunft so deutlich ge-
genwärtige Strukturen in Frage stellt, muß 
Wissenschaft ansetzen, um denen zu helfen, 
die aus ihrer Stellung in den Strukturen 
Chancen zu alternativen Antworten politisch 
nutzen können, dazu allein aber zu schwach 
und zu überlastet sind. Von den traditionellen 
Beiräten und der hauseigenen Auftragsfor-
schung ist zumeist wenig zu hoffen. Wer 
kennt die Macht von Personalräten und die 
Belastung des Zeitbudgets der Verantwortli-
chen für Beurteilungen, Beförderungs- und 
Personalführungsfragen, Auskünfte an Bürger 
und Parlamentarier und viele andere Aufga-

ben, die von ihrer Herkunft oder von termin-
licher Bindung her vordringlich sind und der 
eigentlichen Arbeit — etwa der Auseinander-
setzung mit einer Projektkonzeption oder dem 
Versuch, die Ziele der Strategiepapiere zur 
Zweiten Entwicklungsdekade in administrati-
ve Praxis umzusetzen — kaum mehr Zeit las-
sen?

Es wäre unsinnig und ungerecht, pauschal 
„dem" Beamten die Schwerfälligkeit der Rea-
lisierung entwicklungspolitischer Konzepte 
anzulasten — sei es im Verwaltungsalltag, sei 
es am internationalen Verhandlungstisch. Die 
Strukturen der Verwaltung, vor allem ihre 
Personalwirtschaftsregeln sind von der Politik 
zu verantworten. Ressorts sind Herzogtümer, 
zwischen denen freiwilliger Ausgleich fast 
unmöglich ist. Wer Ressortchef wird, be-
stimmt der Regierungschef. Es gehört zur Tra-
dition demokratischer Politik, profilierten Po-
litikern zuzutrauen, daß sie sich in einer Le-
gislaturperiode den Apparat dienstbar ma-
chen können, obwohl die abmühende Konkur-
renzsituation der Politiker im Scheinwerfer 
der Öffentlichkeit gerade dazu wenig Zeit 
läßt, es sei denn mit autoritären Mitteln, die 
aber letztlich wenig nützen. Die Situation der 
verantwortlichen Ressortleiter ist — so un-
glaublich das auf den ersten Blick scheinen 
mag — trotz täglicher Interviews ebenfalls 
fast unbekannt. Aber von Ministern erwartet 
man doch, daß sie Konsequenzen aus den er-
weiterten Horizonten von Zukunftsforschung 
im gegenwärtigen Alltag ziehen?

Einiges nun zu den parlamentarischen Bedin-
gungen zukunftsorientierter Entscheidungen. 
Es gibt Gruppen, Institutionen, ja Einzelperso-
nen mit ungeheurer, fast völlig unkontrollier-
ter politischer Macht selbst über ein Feld wie 
Entwicklungspolitik; und es handelt sich wie-
der nicht um die Agenten ökonomischer In-
teressen. Wer weiß genaueres über Rolle und 
tatsächlichen Rolleninhaber eines Postens, 
der unterhalb der Schwelle der sogenannten 
„großen Politik", von der die Schlagzeilen le-
ben, mehr Macht kumuliert als jede andere 
Stelle in Parlament und Verwaltung? Gemeint 
ist der Berichterstatter für die jeweiligen 
Haushaltspläne der Ressorts im Haushaltsaus-
schuß des deutschen Bundestages. Von ihm 
hängt praktisch ab, wie der Etat gestaltet 
wird. Sicher gibt es Ausgabeposten, die auf 
anderen politischen Ebenen ausgehandelt 
werden, Budget-Titel, mit denen sich die Öf-
fentlichkeit auseinandersetzt und deren Um-
fang und Bewegung vorentschieden sind. Ob 



aber etwa in der Entwicklungshilfe mehr für 
Forschung oder für Sozialstrukturhilfe oder 
für den UN-Bevölkerungsfonds oder Zuwen-
dungen an bestimmte Organisationen ausge-
geben werden kann oder nicht, welche neuen 
Personalstellen eingesetzt, d. h. auch, welche 
neuen Arbeitsgebiete überhaupt bearbeitet 
werden können, wie diese Personalstellen 
ausgestattet sind, wer praktisch befördert 
werden kann, auch, ob man den Reisemittel-
anforderungen zustimmt, alles das entschei-
den letztlich die beiden Berichterstatter nach 
Gesprächen mit dem Ressort, den Kollegen 
und vor allem dem Finanzminister. Auch hier 
gibt es Grenzen und Regeln, aber auch Chan-
cen für Macht und Subjekte Vorstellungen. 

Unter dem Zeitdruck der Beratungen im 
Haushaltsausschuß muß der Ausschuß im gro-
ßen und ganzen übernehmen, was die Bericht-
erstatter vortragen. Natürlich hat nicht jeder 
Berichterstatter das Vertrauen seiner Kolle-
gen, aber im Grunde geht es nach dem Sy-
stem „Red du mir nicht in meinen Entwick-
lungsetat, red ich dir nicht in deinen Sozial-
etat hinein". Welcher Bundestag aber wird 
einmal einen mit großen Schwierigkeiten aus-
geglichenen Haushalt wieder in Frage stellen, 
außer in politisch sehr vordergründigen Be-
reichen? Selbst, wenn dann noch pauschale 
Kürzungen oder Minderausgaben verfügt wer-
den, sind es wieder die Berichterstatter, die 
den Haupteinfluß auf die Beschneidung oder 
gelegentlich auch Erweiterung einzelner Titel 
ausüben. Da die Stellenausstattung und der 
Beförderungskegel und damit die Karriere-
chancen vieler Beamten und Angestellten 
vom Wohlwollen der Berichterstatter abhän-
gen, sind diese in der Lage, erheblichen 
Druck auszuüben und gelegentlich auch ein 
recht unbekümmertes persönliches Regiment 
zu führen. Selbst Minister werden sich nur 
sehr vorsichtig und nach guten Absicherun-
gen wehren können.

Was das mit der Zukunft der Zukunftsfor-
schung zu tun hat? Hier werden Chancen für 
eine Orientierung an Zukunft entschieden, 
hier werden Optionen festgelegt, von denen 
später niemand wieder herunter kann, hier 
werden die Chancen für Einstellung von kriti-
schem Personal, für Kontakt mit der Wissen-
schaft, für Möglichkeiten der öffentlichen 
Aufklärung gehandelt.
Dies sind nur flüchtig hingeworfene Skizzen 
von Beispielen für Zusammenhänge unseres 
administrativ-politischen Systems, die weder 
im formalen Aufbau transparent noch so 

weitgehend legitimiert sind, wie sie tatsäch-
lich wirken. Weitere, z. T. „klassische" Pro-
bleme der Chancen administrativer Verwirkli-
chung innovativer Politik wären hier zu er-
wähnen, etwa die des „Zugangs zum Macht-
haber" (Carl Schmitt): wie informiert sich der 
Kanzler über die Welthandelskonferenz? Wer 
bestimmt dessen Prioritäten? Minister Eppler 
hat aus dem recht mageren Ergebnis der Kon-
ferenz in Santiago de Chile die Folgerung ge-
zogen, daß Durchbrüche in Richtung auf ein 
geändertes Verhältnis der Industrie- zu den 
Entwicklungsländern erst zu erzielen sein 
werden, wenn vor solchen Zusammenkünften 
die Regierungschefs einer Reihe wichtiger In-
dustrie- und Entwicklungsländer sich zusam-
mensetzen und Vorabsprachen treffen. Das 
könnte dazu beitragen, daß die verantwortli-
chen Chefs der Kabinette einen unmittelbaren, 
von Ressortkämpfen nicht gefilterten Eindruck 
von der Bedeutung der zur Entscheidung an-
stehenden Fragen gewinnen könnten. Die 
Meinung des Regierungschefs beweist sich 
nicht nur in Regierungserklärungen und Re-
den, sie drückt sich letzlich in den Prioritä-
ten seines Zeitbudgets aus und in der Häufig-
keit seines Eingreifens zugunsten oder zu La-
sten bestimmter politischer Komplexe. Man 
wird an die notwendigen Daten hier nur sehr 
schlecht herankommen, aber es wäre schon 
nützlich, wenn die Staatsspitzen wüßten, daß 
kritische Wissenschaft sich auch mit solchen 
Fragen befaßt.

Wenn dem wissenschaftlichen Interesse et-
was mehr Praxisnähe empfohlen wird, dann 
soll nicht verschwiegen werden, daß neuer-
dings vor allem durch den Leiter der Pla-
nungsabteilung des Kanzleramts erfolgreiche 
Versuche unternommen werden, Bund und 
Länder zu notwendigen Überlegungen für 
eine langfristige Aufgabenplanung unseres 
Gemeinwesens an einen Tisch und in zahlrei-
che Konferenzen zu bewegen. Es ist aber in-
teressant, daß von den sieben Kreisen für län-
gerfristige Aufgabenplanung die Arbeitsgrup-
pe Friedenssicherung, die sich mit den inter-
nationalen Beziehungen, insbesondere auch 
mit den Anforderungen der Entwicklungspoli-
tik an die Regierungsplanung (man hat mit 
den Sektoren Bildung, Kulturtechnologie be-
gonnen) befaßt, nur zögernde Beteiligung von 
Ressorts und Ländern erfahren hat.

Zweifellos kann eine institutionalisierte lang-
fristige Aufgabenplanung der Bundesressorts 
und der Länder ein Ansatzpunkt für Lernpro-
zesse in Verwaltung und Regierung werden.



Weil die Überlegungen dieser Gruppen nicht 
belastet sind mit einer auf die nächste Wahl, 
die nächsten außenpolitischen Aktionen und 
die jeweilige Konjunkturwelle abgestimmten 
aktuellen Politik, haben sie eine Chance, die 
zukunftsorientierte Weitsicht im politischen 
System zu beeinflussen, etwa wenn sie die 
Unvereinbarkeit der bloßen Fortschreibung 
partikularer Ressorttätigkeiten bei begrenzten 
Mitteln und die dadurch erzeugte, kaum mehr 
lösbare Komplexität deutlich machen.

Tatsächlich muß in der Verwaltung die Koo-
perationsfähigkeit mit der Wissenschaft er-
heblich verbessert werden. Am Beispiel der 
Forschungsorganisation des Bundesministe-
riums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
kann man leicht aufzeigen, daß es nicht aus-
reicht, wenn ein Forschungsreferat die meist 
pauschalen Fragen der Fachreferate oder der 
regional planenden Referate an die Wissen-
schaft sammelt und in Aufträge umsetzt, de-
ren Ergebnisse nach Jahren in dicken Wäl-
zern dann die ursprünglich fragestellende 
Referate nicht mehr interessieren, zumindest 
von ihnen nicht mehr verarbeitet werden 
können. Hier käme es darauf an, die Referate 
von Durchführungsaufgaben nach unten hin 
so zu entlasten, daß sie selbst den Dialog mit 
den für ihr Fachbereich relevanten Wissen-
schaften führen, d. h. auch die Wissenschaf-
ten an die Aufgaben der Praxis heranbringen 
können.

Entwicklungspolitik ist das Vergrößerungs-
glas all unserer Sorgen in Politik, Gesell-
schaft, Wirtschaft, Umwelt. Wenn von Stadt-
entwicklung die Rede ist und die Kosten für 
die Infrastruktur eines modernen Gemeinwe-

sens errechnet werden, stellt sich die Frage, 
wie das für sieben bis zehn Milliarden mach-
bar sein könnte. Wenn Fortschritte der Medi-
zin diskutiert werden, wenn von Verkehrs-
dichte, von neuen Formen des Wohnens, von 
angemessenen Bildungsinstitutionen, von der 
Eingliederung von Randgruppen der Gesell-
schaft und von sehr privaten Emanzipationen 
und Freiheiten aller Art gesprochen wird, 
muß sie unerbittlich die Dimension aufzeigen, 
die sich bei der Anwendung der Fragen und 
der zu ihrer Lösung angebotenen Vorschläge 
auf die Nöte der wachsenden unterprivile-
gierten Massen auf unserem Strom ergeben. 
Mancher Entwurf bleibt dann auf der Strecke, 
auch manches sozialistische und patenthuma-
nitäre Rezept entpuppt sich als Luxus für Pri-
vilegierte, als ungeeignet, Völkern zu helfen, 
in denen mehr als die Hälfte der Menschen 
weniger als 15 Jahre alt ist. Auch hochinter-
essante Forschungsvorhaben und Zukunfts-
entwürfe erweisen sich als elitär, als Spiele-
reien von Privilegierten in modischen Subkul-
turen, wenn man sie dem Postulat der Gleich-
heit der Chancen bei Ansprüchen von Milliar-
den Menschen ansetzt.
Die Zukunftsforschung wird eine Zukunft nur 
haben, wenn sie bei allen sachlich notwendi-
gen Distanzierungen von den Bedingungen 
der „herrschenden Verhältnisse" in der Lage 
bleibt, das Gespräch mit den Menschen in 
den Apparaten in Gang zu halten, und die 
Praxis, wie sie ist, nicht aus dem Auge ver-
liert, damit das Veränderungspotential ge-
nutzt wird, das in unserer Gesellschaft, ja so-
gar im administrativen System, vorhanden ist. 
Was morgen möglich ist, hängt von dem ab, 
was heute entschieden wird.



Ludwig Schulte: Abschreckung und Feindbild in der Phase der Entspannungs-
politik

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 6/73, S. 3—23

Die Fortsetzung der Entspannungspolitik, die gegenwärtig keine politische Alternative 
hat, und die erfolgreiche Beendigung der ersten Gesprächsrunde zwischen den USA und 
der UdSSR über die Begrenzung der strategischen Rüstung (SALT) lassen die Frage nach 
dem Stellenwert des Abschreckungssystems besonders aktuell werden. Welchen Sinn 
haben die SALT-Vereinbarungen, wenn die Rüstung in Teilbereichen dennoch weitergeht? 
Ist die Abschreckung nicht politischer Ballast für die fortschreitenden Entspannungsbe-
mühungen der Staaten? Läßt sich die Sicherheit der NATO-Staaten überhaupt durch das 
Abschreckungssystem erreichen, da nach Ansicht der Kritiker eine wirkungsvolle Ver-
teidigung der BRD und Mitteleuropas im Kriegsfall ohnehin nicht möglich ist?
Mit diesen Fragen setzt sich der vorliegende Beitrag auseinander, um den gewandelten 
politischen Stellenwert von Abschreckung und Feindbild sichtbar zu machen. In der Aus-
einandersetzung mit den Kritikern des Abschreckungssystems nimmt die kritische Würdi-
gung der Thesen von C. F. v. Weizsäcker und seiner Autoren in dem Buch „Durch Kriegs-
verhütung zum Krieg?" einen breiten Raum ein. Darüber hinaus wird ein Modell zur 
Analyse des Entspannungsvorgangs entwickelt, der als ein Prozeß zwischenstaatlicher 
Rückkoppelung verstanden wird, in dem den Machteliten der Staaten eine besondere 
Rolle zufällt.

Winfried Böll: Entwicklungspolitik und administrative Praxis

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 6/73, S. 24—30

Für die Entwicklungspolitik gibt es kaum überwindbar erscheinende Probleme, die teils 
„äußerer" Natur — beispielsweise Bevölkerungswachstum, Zeitknappheit, Divergenz der 
politischen Ziele —, teils „interner" Art sind, da sie im eigenen bürokratischen Instrumen-
tarium begründet liegen. Angesichts der gerade in letzter Zeit veröffentlichten Projektions-
analysen (z. B. Meadows, Grenzen des Wachstums) ist es besonders notwendig, die 
Barrieren des eigenen politischen und bürokratischen Systems aufzuzeigen, um wenigstens 
hier die Voraussetzungen für Einstellungsveränderungen und eine größere Arbeits-
effektivität zu erreichen.
Immerhin hat sich die Entwicklungspolitik in ihren administrativen Strukturen in den 
letzten Jahren als permanente Herausforderung innerhalb der Regierungs- und Verwal-
tungsmaschinerie etabliert: In einer von traditionellen Anschauungen und Gepflogen-
heiten belasteten Administration gehört es geradezu zur Kunst innovativer Einflußnahme, 
wechselnde Koalitionen mit klassischen Interessen einzugehen und auf dem Wege des 
fruchtbaren Mißverständnisses neuartige Zielsetzungen mit vertrauten Argumenten durch-
zusetzen.
Eine wichtige Voraussetzung für eine derartige Transponation entwicklungspolitischer Er-
kenntnisse in machbare und unter den gegebenen Verhältnissen realisierbare Vorhaben 
ist, daß eine kritische Wissenschaft sich dazu bereit findet, mit kooperationswilligen Min-
derheiten zusammenzuarbeiten. Es gilt, die zahlreichen Möglichkeiten und Chancen auf-
zudecken, die in der Komplexität der Apparate ebenso zu finden sind wie in der Deckungs-
ungleichheit zwischen mächtigen Interessen. Die Entwicklungspolitik bietet mit ihren 
„Lehrkonflikten" innen- und außenpolitischer Art einen Einstieg für den notwendigen 
Praxisbezug kritischer Wissenschaft, der in anderen Bereichen angewandter Politik keine 
Alternative hat.
Auf der Titelseite und auf Seite 3 der B 1—2/73 mußte es richtig heißen: Alois Friedel/ 
Wolfram Riggert, Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa.
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